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Beschlußempfehlung *) 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

a) zu dem vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Arbeitnehmerbeteiligungen 
am Produktivvermögen 
— Drucksache 10/3955 — 

b) zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer durch Kapitalbeteiligungen 
(Zweites Vermögensbeteiligungsgesetz) 
— Drucksachen 10/5981, 10/6280 — 

A. Problem 

Durch die von Bundesrat und Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwürfe sollen insbesondere die mit dem Vermögens-
beteiligungsgesetz von 1983 eingeleitete verstärkte Förderung 
von Kapitalbeteiligungen der Arbeitnehmer weiter ausgebaut 
und die Möglichkeit indirekter außerbetrieblicher Beteiligung 
an mittelständischen Unternehmen über Kapitalanlagegesell-
schaften geschaffen werden. 

Die Erweiterung der Möglichkeiten indirekter außerbetriebli-
cher Beteiligung ist sinnvoll und notwendig, weil die betriebli-
che Mitarbeiterbeteiligung nur für einen Teil der Arbeitneh-
mer möglich ist und die direkte und indirekte außerbetriebli-
che Beteiligung bisher nahezu ausschließlich an den wenigen 
emissionsfähigen großen Unternehmen oder — bei indirekter 

*) Der Bericht der Abgeordneten Dr. Faltlhauser und Huonker folgt. 
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außerbetrieblicher Beteiligung an nicht emissionsfähigen Un-
ternehmen — nur ohne den besonderen Anlegerschutz des 
Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften in Betracht 
kommt. Ferner ist es erforderlich, die Regelungen über die 
Förderung der Vermögensbildung zu vereinfachen. 

B. Lösung 

Die Beschlußempfehlung übernimmt im wesentlichen den  Re-
gierungsentwurf: 

— Die steuerliche Förderung des Erwerbs von Vermögensbe-
teiligungen nach § 19 a des Einkommensteuergesetzes wird 
verbessert und ihre Durchführung entsprechend den Be

-

dürfnissen der Praxis erleichtert. 

- Im Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften werden Kapi

-

talanlagegesellschaften zugelassen, die für ihr Sonderver-
mögen außer Wertpapieren auch stille Beteiligungen an 
nicht börsennotierten Unternehmen erwerben (Beteili-
gungs-Sondervermögen) und durch ihre Anteilscheine die 
indirekte Beteiligung an solchen Unternehmen ermögli-
chen. 

— Der Katalog der steuerlich und nach dem Vierten Vermö-
gensbildungsgesetz geförderten Vermögensbeteiligungen 
wird erweitert und insbesondere auf Anteilscheine an be-
stimmten Beteiligungs-Sondervermögen ausgedehnt. 

— Die Regelungen über die Förderung der Vermögensbil-
dung durch Kapitalbeteiligungen und in anderen Formen 
werden u. a. auch dadurch übersichtlicher und praktikab-
ler gestaltet, daß die umfangreichen und schwierigen Vor-
schriften des Spar-Prämiengesetzes und seiner Durchfüh-
rungsverordnung, die bisher bei der Anwendung des Vier-
ten Vermögensbildungsgesetzes zusätzlich zu berücksichti-
gen sind, in das vorgesehene Fünfte Vermögensbildungs-
gesetz übernommen und zugleich gestrafft und vereinfacht 
werden. 

Die Beschlußempfehlung schlägt neben Klarstellungen und 
redaktionellen Anpassungen insbesondere folgende Änderun-
gen vor: 

— praxisbezogene Änderung der Übergangsregelungen (Arti-
kel 1 Nr. 13, § 17 Fünftes Vermögensbildungsgesetz; Arti-
kel 2 Nr. 4, § 52 Abs. 19 a Einkommensteuergesetz); 

Fortgeltung der bisherigen Sperrfristregelung bei Anlage 
vermögenswirksamer Leistungen nach 1986 aufgrund alter 
Konten- und Wertpapier-Sparverträge; 

Fortgeltung der bisherigen Bewertungsregelung für Beleg-
schaftsaktien bei vor 1987 gefaßten Überlassungsbeschlüs-
sen; 

— Streichung der Vorschriften über die Aussetzung der 
Rücknahme von Anteilscheinen an Beteiligungs-Sonder-
vermögen (Artikel 3, § 25 h Abs. 2 Gesetz über Kapitalanla-
gegesellschaften). 
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Mehrheitsbeschluß 

Annahme des Regierungsentwurfs mit den Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD bei Abwesen-
heit der Fraktion DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 

Abweichende Vorstellungen der Fraktion der SPD betrafen 
insbesondere 

— die Schaffung eines Gesetzes über Arbeitnehmerbeteili-
gungsgesellschaften (Tariffonds) entsprechend dem An-
trag der Fraktion der SPD vom 29. Januar 1986 (Druck-
sache 10/4747), für den der Finanzausschuß federführend 
ist, der einen gesonderten Bericht vorlegen wird. 

Keine Mehrheit fanden: 

- der Vorschlag der Fraktion der SPD und des Bundesrates, 
das Bausparen in den Förderungshöchstbetrag von 
936 DM im Vermögensbildungsgesetz einzubeziehen, und 

— der weitergehende Vorschlag des Bundesrates, den Förde-
rungshöchstbetrag von 936 DM für alle Anlageformen zu 
öffnen. 

D. Kosten 

Die im Regierungsentwurf vorgeschlagenen Änderungen des 
Vierten Vermögensbildungsgesetzes und des Einkommen-
steuergesetzes erleichtern die Inanspruchnahme der durch 
das Vermögensbeteiligungsgesetz seit 1984 erweiterten Förde-
rung; diese Auswirkungen der neuen Regelungen lassen sich 
aber nicht quantifizieren. Die Erhöhung des Lohnsteuerfrei-
betrags nach § 19 a des Einkommensteuergesetzes von 300 DM 
auf 500 DM dürfte — schrittweise Ausschöpfung unterstellt — 
mittelfristig zu folgenden Steuermindereinnahmen führen, 
die nur grob geschätzt werden können: 

Entstehungs
-jahr Rechnungsjahre 

1987 1987 1988 1989 1990 

 —inMio.DM  — 
Steuerminder- 
einnahmen 
insgesamt 70 25 50 70 80 
davon Bund 31 11 22 31 35 

Länder 31 11 22 31 35 
Gemein- 
den 8 3 6 8 10 
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Durch die Zulassung von Beteiligungs-Sondervermögen im 
Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften entstehen zusätzlich 
Aufgaben beim Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen, de-
ren laufende Kosten auf rund 660 000 DM jährlich geschätzt 
werden. Daneben entstehen geringfügige einmalige Investi-
tionsausgaben. Die Kosten werden dem Bund zu 90 v. H. von 
den beaufsichtigten Kreditinstituten erstattet. 

Die vom Ausschuß beschlossenen Änderungen dürften prak-
tisch keine Steuermindereinnahmen oder sonstige Kosten 
verursachen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 10/5981 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen und 

2. den Gesetzentwurf des Bundesrates — Drucksache 10/3955 — für erledigt zu 
erklären. 

Bonn, den 12. November 1986 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Glombig 

Vorsitzender 

Dr. Faltlhauser 

Berichterstatter 

Huonker 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer durch Kapitalbeteiligungen (Zweites Vermögensbeteiligungsgesetz) 
— Drucksache 10/5981 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer durch Kapitalbeteiligungen 
(Zweites Vermögensbeteiligungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Vierten Vermögensbildungsgesetzes 

Das Vierte Vermögensbildungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. Februar 1984 
(BGBl. I S. 201), geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 26. Juni 1985 (BGBl. I  S. 1153), wird wie 
folgt geändert: 

1. Das Gesetz erhält die Bezeichnung „Fünftes Ge-
setz zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer (Fünftes Vermögensbildungsge-
setz — 5. VermBG)". 

2. § 1 erhält die Überschrift „Persönlicher Gel-
tungsbereich". 

3. § 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

Vermögenswirksame Leistungen, 
Anlageformen 

(1) Vermögenswirksame Leistungen sind 
Geldleistungen, die der Arbeitgeber für den Ar-
beitnehmer anlegt 

1. als Sparbeiträge des Arbeitnehmers auf-
grund eines Sparvertrags (§ 4), 

2. als Sparbeiträge des Arbeitnehmers auf-
grund eines Sparvertrags über Wertpapiere 
oder andere Vermögensbeteiligungen (§ 5) 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer durch Kapitalbeteiligungen 
(Zweites Vermögensbeteiligungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Vierten Vermögensbildungsgesetzes 

Das Vierte Vermögensbildungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. Februar 1984 
(BGBl. I S. 201), geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 26. Juni 1985 (BGBl. I S. 1153), wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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Entwurf 

a) zum Erwerb von Aktien, die vom Arbeitge-
ber oder von Unternehmen mit Sitz und 
Geschäftsleitung im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes ausgegeben werden oder die 
an einer deutschen Börse zum amtlichen 
Handel oder zum geregelten Markt zuge-
lassen oder in den geregelten Freiverkehr 
einbezogen sind; der Erwerb von Aktien 
eines Unternehmens, das im Sinne des 
§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes als herr-
schendes Unternehmen mit dem Unter-
nehmen des Arbeitgebers verbunden ist, 
steht dem Erwerb von Aktien gleich, die 
vom Arbeitgeber ausgegeben werden, 

b) zum Erwerb von Kuxen, Wandel- und Ge-
winnschuldverschreibungen, die von Un-
ternehmen mit Sitz und Geschäftsleitung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes aus-
gegeben werden, zum Erwerb von Na-
mensschuldverschreibungen des Arbeitge-
bers jedoch nur dann, wenn auf dessen 
Kosten die Ansprüche des Arbeitnehmers 
aus der Schuldverschreibung durch ein 
Kreditinstitut verbürgt oder durch ein 
Versicherungsunternehmen privatrecht-
lich gesichert sind und das Kreditinstitut 
oder Versicherungsunternehmen im Gel

-

tungsbereich dieses Gesetzes zum Ge-
schäftsbetrieb befugt ist, 

c) zum Erwerb von Anteilscheinen an einem 
Wertpapier-Sondervermögen, die von Ka-
pitalanlagegesellschaften im Sinne des 
Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaf-
ten ausgegeben werden, wenn nach dem 
Rechenschaftsbericht für das vorletzte Ge-
schäftsjahr, das dem Kalenderjahr des Ab-
schlusses des Vertrags im Sinne des § 5 
oder des § 6 vorausgeht, der Wert der Ak-
tien in diesem Wertpapier-Sondervermö-
gen 70 vom Hundert des Werts der in die-
sem Sondervermögen befindlichen Wert-
papiere nicht unterschreitet; für neu auf-
gelegte Wertpapier-Sondervermögen ist 
für das erste und zweite Geschäftsjahr der 
erste Rechenschaftsbericht oder die erste 
Bekanntmachung nach § 25 Abs. 1 Satz 3 
des Gesetzes über Kapitalanlagegesell-
schaften nach Auflegung des Sonderver-
mögens maßgebend, 

d) zum Erwerb von Anteilscheinen an einem 
Beteiligungs-Sondervermögen, die von Ka-
pitalanlagegesellschaften im Sinne des 
Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaf-
ten ausgegeben werden, wenn nach dem 
Rechenschaftsbericht für das vorletzte Ge-
schäftsjahr, das dem Kalenderjahr des Ab-
schlusses des Vertrags im Sinne des § 5 
oder des § 6 vorausgeht, der Wert der 
Aktien und stillen Beteiligungen in diesem 
Beteiligungs-Sondervermögen 70 vom 
Hundert des Werts der in diesem Sonder-
vermögen befindlichen Wertpapiere und 
stillen Beteiligungen nicht unterschreitet; 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses Entwurf 

für neu aufgelegte Beteiligungs-Sonder-
vermögen ist für das erste und zweite Ge-
schäftsjahr der erste Rechenschaftsbe-
richt oder die erste Bekanntmachung nach 
§ 25 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über Kapi-
talanlagegesellschaften nach Auflegung 
des Sondervermögens maßgebend, 

e) zum Erwerb von Anteilscheinen an einem 
ausländischem Recht unterstehenden Ver-
mögen aus Wertpapieren, das nach dem 
Grundsatz der Risikomischung angelegt 
ist, wenn die Anteilscheine nach dem Ge-
setz über den Vertrieb ausländischer In-
vestmentanteile und über die Besteuerung 
der Erträge aus ausländischen Invest-
mentanteilen im Wege des öffentlichen 
Anbietens, der öffentlichen Werbung oder 
in ähnlicher Weise vertrieben werden dür-
fen und nach dem gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über den Vertrieb ausländi-
scher Investmentanteile und über die Be-
steuerung der Erträge aus ausländischen 
Investmentanteilen veröffentlichten Re-
chenschaftsbericht für das vorletzte Ge-
schäftsjahr, das dem Kalenderjahr des Ab-
schlusses des Vertrags im Sinne des § 5 
oder des § 6 vorausgeht, der Wert der Ak-
tien in diesem Vermögen 70 vom Hundert 
des Werts der in diesem Vermögen befind-
lichen Wertpapiere nicht unterschreitet, 

f) zum Erwerb von Genußscheinen, die von 
Unternehmen mit Sitz und Geschäftslei-
tung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
als Wertpapiere ausgegeben werden und 
mit denen das Recht am Gewinn eines Un-
ternehmens verbunden ist, wenn der Ar-
beitnehmer nicht als Mitunternehmer im 
Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes anzusehen ist, 

g) zur Begründung oder zum Erwerb eines 
Geschäftsguthabens bei einer Genossen-
schaft mit Sitz und Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, 

h) zur Übernahme einer Stammeinlage oder 
zum Erwerb eines Geschäftsanteils an ei-
ner Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung mit Sitz und Geschäftsleitung im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes, 

i) zur Begründung oder zum Erwerb einer 
Beteiligung als stilier Gesellschafter im 
Sinne des § 230 des Handelsgesetzbuchs 
an einem Unternehmen mit Sitz und Ge-
schäftsleitung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, wenn der Arbeitnehmer nicht 
als Mitunternehmer im Sinne des § 15 
Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes 
anzusehen ist, 

k) zur Begründung oder zum Erwerb einer 
Darlehensforderung gegen den Arbeitge-
ber, wenn auf dessen Kosten die Ansprü-
che des Arbeitnehmers aus dem Darle- 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses Entwurf 

hensvertrag durch ein Kreditinstitut ver-
bürgt oder durch ein Versicherungsunter-
nehmen privatrechtlich gesichert sind und 
das Kreditinstitut oder Versicherungsun-
ternehmen im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes zum Geschäftsbetrieb befugt ist; 
eine Darlehensforderung gegen ein Unter-
nehmen mit Sitz und Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, das im 
Sinne des § 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes 
als herrschendes Unternehmen mit dem 
Unternehmen des Arbeitgebers verbun-
den ist, steht einer Darlehensforderung 
gegen den Arbeitgeber gleich, 

1) zur Begründung oder zum Erwerb eines 
Genußrechts am Unternehmen des Arbeit-
gebers mit Sitz und Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, wenn 
damit das Recht am Gewinn dieses Unter-
nehmens verbunden ist, der Arbeitnehmer 
nicht als Mitunternehmer im Sinne des 
§ 15 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuerge-
setzes anzusehen ist und über das Genuß

-

recht kein Genußschein im Sinne des 
Buchstaben f 'ausgegeben wird; ein Genuß

-

recht an einem Unternehmen mit Sitz und 
Geschäftsleitung im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes, das im Sinne des § 18 Abs. 1 
des Aktiengesetzes als herrschendes Un-
ternehmen mit dem Unternehmen des Ar-
beitgebers verbunden ist, steht einem Ge-
nußrecht am Unternehmen des Arbeitge-
bers gleich, 

3. als Aufwendungen des Arbeitnehmers auf-
grund eines Wertpapier-Kaufvertrags (§ 6) 
zum Erwerb von Wertpapieren im Sinne der 
Nummer 2 Buchstabe a bis f, 

4. als Aufwendungen des Arbeitnehmers auf-
grund eines Beteiligungs-Vertrags (§ 7) zur 
Begründung von Rechten im Sinne der Num-
mer 2 Buchstabe g bis 1, oder eines Beteili-
gungs-Kaufvertrags (§ 8) zum Erwerb von 
Rechten im Sinne der Nummer 2 Buchstabe g 
bis 1, 

5. als Aufwendungen des Arbeitnehmers nach 
den Vorschriften des Wohnungsbau-Prämien-
gesetzes; die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung einer Prämie nach dem Wohnungsbau

-

Prämiengesetz brauchen nicht vorzuliegen, 

6. als Aufwendungen des Arbeitnehmers 

a) zum Bau, zum Erwerb oder zur Erweite-
rung eines Wohngebäudes oder einer Ei-
gentumswohnung, 

b) zum Erwerb eines Dauerwohnrechts im 
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, 

c) zum Erwerb eines Grundstücks zum 
Zwecke des Wohnungsbaus oder 
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Entwurf 

d) zur Erfüllung von Verpflichtungen, die im 
Zusammenhang mit den in den Buchsta-
ben a bis c bezeichneten Vorhaben einge-
gangen sind; 

die Förderung der Aufwendungen nach den 
Buchstaben a bis c setzt voraus, daß sie un-
mittelbar für die dort bezeichneten Vorhaben 
verwendet werden, 

7. als Beiträge des Arbeitnehmers aufgrund ei

-

nes Kapitalversicherungsvertrags (§ 9). 

(2) Die Anlage vermögenswirksamer Leistun-
gen in Gewinnschuldverschreibungen im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe b, in denen ne-
ben der gewinnabhängigen Verzinsung eine ge-
winnunabhängige Mindestverzinsung zugesagt 
ist, setzt voraus, daß 

1. der Aussteller in der Gewinnschuldverschrei-
bung erklärt, die gewinnunabhängige Min-
destverzinsung werde im Regelfall die Hälfte 
der Gesamtverzinsung nicht überschreiten, 
oder 

2. die gewinnunabhängige Mindestverzinsung 
zum Zeitpunkt der Ausgabe der Gewinn-
schuldverschreibung die Hälfte der Emis-
sionsrendite festverzinslicher Wertpapiere 
nicht überschreitet, die in den Monatsberich-
ten der Deutschen Bundesbank für den viert-
letzten Kalendermonat ausgewiesen wird, 
der dem Kalendermonat der Ausgabe voraus-
geht. 

(3) Die Anlage vermögenswirksamer Leistun-
gen in Genußscheinen im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 2 Buchstabe f und in Genußrechten im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe 1 setzt vor-
aus, daß eine Rückzahlung zum Nennwert nicht 
zugesagt ist; ist neben dem Recht am Gewinn 
eine gewinnunabhängige Mindestverzinsung 
zugesagt, gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Der Anlage vermögenswirksamer Leistun-
gen nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe f, i bis 1 in 
einer Genossenschaft mit Sitz und Geschäftslei-
tung im Geltungsbereich dieses Gesetzes stehen 
§ 19 und eine Festsetzung durch Statut gemäß 
§ 20 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften nicht entgegen." 

4. Nach § 2 werden folgende §§ 3 bis 9 eingefügt: 

„§ 3 
Vermögenswirksame Leistungen für Angehöri

-

ge, Überweisung durch den Arbeitgeber, Kenn

-

zeichnungs- und andere Pflichten 
(1) Vermögenswirksame Leistungen können 

auch angelegt werden 
1. zugunsten des Ehegatten des Arbeitnehmers 

(§ 26 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes), 
2. zugunsten der in § 32 Abs. 1 des Einkommen-

steuergesetzes bezeichneten Kinder, die zu 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4. Nach § 2 werden folgende §§ 3 bis 9 eingefügt: 
„§ 3 

unverändert 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§4 
Sparvertrag 

(1) unverändert 

Entwurf 

Beginn des maßgebenden Kalenderjahres 
das 17. Lebensjahr noch nicht vollendet hat-
ten oder die in diesem Kalenderjahr lebend 
geboren wurden oder 

3. zugunsten der Eltern oder eines Elternteils 
des Arbeitnehmers, wenn der Arbeitnehmer 
als Kind die Voraussetzungen der Nummer 2 
erfüllt. 

Dies gilt nicht für die Anlage vermögenswirksa-
mer Leistungen aufgrund von Verträgen nach 
§§ 6 bis 8. 

(2) Der Arbeitgeber hat die vermögenswirksa-
men Leistungen für den Arbeitnehmer unmit-
telbar an das Unternehmen oder Institut zu 
überweisen, bei dem sie angelegt werden sollen. 
Er hat dabei gegenüber dem Unternehmen oder 
Institut die vermögenswirksamen Leistungen 
zu kennzeichnen, die zulagebegünstigten Be-
träge besonders auszuweisen und den Vomhun-
dertsatz der ausgezahlten Arbeitnehmer-Spar-
zulage anzugeben. Das Unternehmen oder Insti-
tut hat ebenfalls die vermögenswirksamen Lei-
stungen zu kennzeichnen sowie die zulagebe-
günstigten Beträge und den Vomhundertsatz 
der ausgezahlten Arbeitnehmer-Sparzulage 
festzuhalten. Es hat dem Arbeitgeber die Art 
der Anlage der vermögenswirksamen Leistun-
gen schriftlich zu bestätigen. Bei laufenden ver-
mögenswirksamen Leistungen genügt die Be-
stätigung der Art der Anlage der ersten vermö-
genswirksamen Leistung; kann eine weitere 
vermögenswirksame Leistung des Arbeitgebers 
nicht mehr die Voraussetzungen des § 2 erfül-
len, so hat das Unternehmen oder Institut dies 
dem Arbeitgeber unverzüglich schriftlich anzu-
zeigen. Die Sätze 1 bis 5 gelten nicht für die 
Anlage vermögenswirksamer Leistungen auf-
grund von Verträgen nach §§ 6, 7 Abs. 1 und § 8 
Abs. 1 mit dem Arbeitgeber. 

(3) Für eine vom Arbeitnehmer gewählte An-
lage nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 hat der Arbeitgeber 
auf Verlangen des Arbeitnehmers die vermö-
genswirksamen Leistungen an den Arbeitneh-
mer zu überweisen, wenn dieser dem Arbeitge-
ber eine schriftliche Bestätigung seines Gläubi-
gers vorgelegt hat, daß die Anlage bei ihm die 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 6 erfüllt; Ab-
satz 2 gilt in diesem Falle nicht. Der Arbeitneh-
mer hat dem Arbeitgeber die zweckentspre-
chende Verwendung der in einem Kalenderjahr 
nach Satz 1 erhaltenen vermögenswirksamen 
Leistungen jeweils bis zum Ende des folgenden 
Kalenderjahres nachzuweisen. 

§4 
Sparvertrag 

(1) Ein Sparvertrag im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 1 ist ein Vertrag mit einem Kreditinstitut, in 
dem sich der Arbeitnehmer verpflichtet, ein-
malig oder für die Dauer von sechs Jahren lau-
fend vermögenswirksame Leistungen einzahlen 
zu lassen oder andere Beträge einzuzahlen. 
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(2) Die Förderung der aufgrund eines Ver-
trages nach Absatz 1 angelegten vermögens-
wirksamen Leistungen setzt voraus, daß bis 
zum Ablauf einer Frist von sieben Jahren 
(Sperrfrist) die Leistungen festgelegt und die 
Rückzahlungsansprüche aus dem Vertrag we-
der abgetreten noch beliehen werden. Die 
Sperrfrist gilt für alle aufgrund des Vertrags 
angelegten Leistungen und beginnt am 1. Ja-
nuar des Kalenderjahrs, in dem die vermögens-
wirksame Leistung, bei Verträgen über lau-
fende Einzahlungen die erste vermögenswirk-
same Leistung, beim Kreditinstitut eingeht. 

(3) Eine vorzeitige Verfügung ist abweichend 
von Absatz 2 unschädlich, wenn 

1. der Arbeitnehmer oder sein von ihm nicht 
dauernd getrennt lebender Ehegatte (§ 26 
Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes) 
nach Vertragsabschluß gestorben oder völlig 
erwerbsunfähig geworden ist, 

2. der Arbeitnehmer nach Vertragsabschluß, 
aber vor der vorzeitigen Verfügung geheira-
tet hat und im Zeitpunkt der vorzeitigen Ver-
fügung mindestens zwei Jahre seit Beginn 
der Sperrfrist vergangen sind, 

3. der Arbeitnehmer nach Vertragsabschluß ar-
beitslos geworden ist und die Arbeitslosigkeit 
mindestens ein Jahr lang ununterbrochen be-
standen hat und im Zeitpunkt der vorzeitigen 
Verfügung noch besteht, 

4. der Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger ei-
nes Staates ist, mit dem die Bundesregierung 
Vereinbarungen über Anwerbung und Be-
schäftigung von Arbeitnehmern abgeschlos-
sen hat und der nicht Mitglied der Europäi-
schen Gemeinschaften ist, nach Vertragsab-
schluß den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
auf Dauer verlassen hat, 

5. der Arbeitnehmer nach Vertragsabschluß un-
ter Aufgabe der nichtselbständigen Arbeit 
eine Erwerbstätigkeit, die nach § 138 Abs. 1 
der Abgabenordnung dem Finanzamt mitzu-
teilen ist, aufgenommen hat, 

6. der Arbeitnehmer mit eingezahlten vermö-
genswirksamen Leistungen erwirbt 
a) Wertpapiere im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 

Buchstabe a bis f, 
b) Schuldverschreibungen und Renten-

schuldverschreibungen, die vom Bund, von 
den Ländern und Gemeinden oder von an-
deren Körperschaften des öffentlichen 
Rechts oder von Kreditinstituten mit Sitz 
und Geschäftsleitung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ausgegeben werden oder 
andere Schuldverschreibungen und Ren-
tenschuldverschreibungen, die mit staatli-
cher Genehmigung in Verkehr gebracht 
werden, oder Gewinnschuldverschreibun-
gen, die nicht unter § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe b in Verbindung mit Absatz 2 fallen, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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c) Anleiheforderungen, die in ein Schuld-
buch des Bundes oder eines Landes einge-
tragen werden, 

d) Anteilscheine an einem Sondervermögen, 
die von Kapitalanlagegesellschaften im 
Sinne des Gesetzes über Kapitalanlagege-
sellschaften ausgegeben werden und nicht 
unter § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c oder d 
fallen oder 

e) ausländische Investmentanteile, die nach 
dem Gesetz über den Vertrieb ausländi-
scher Investmentanteile und über die Be-
steuerung der Erträge aus ausländischen 
Investmentanteilen im Wege des öffentli-
chen Anbietens, der öffentlichen Werbung 
oder in ähnlicher Weise vertrieben werden 
dürfen und nicht unter § 2 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe e fallen, 

und die Wertpapiere unverzüglich bis zum 
Ablauf der Sperrfrist bei dem Kreditinstitut, 
mit dem der Arbeitnehmer den Sparvertrag 
abgeschlossen hat, festgelegt werden; die 
Nummern 1 bis 5 gelten entsprechend, 

7. der Arbeitnehmer mit eingezahlten vermö-
genswirksamen Leistungen in seinem Be-
trieb oder im Rahmen der selbständigen Ar-
beit abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens anschafft, deren betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer (§ 7 Abs. 1 Satz 2 des 
Einkommensteuergesetzes) nicht vor Ablauf 
der Sperrfrist endet, und den zur Bezahlung 
bestimmten Betrag der Leistungen unmittel-
bar an den Gläubiger überweisen läßt; der 
Arbeitnehmer hat dem Kreditinstitut schrift-
lich mitzuteilen 
a) die Bezeichnung des Wirtschaftsguts, 
b) den Tag der Lieferung, 
c) die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer, 
d) den Namen und die Anschrift des Gläubi-

gers, 
e) das Datum und den Betrag der Rechnung 

und 
f) den an den Gläubiger zu überweisenden 

Betrag, 
oder 

8. der Arbeitnehmer eingezahlte vermögens-
wirksame Leistungen auf einen von ihm oder 
seinem Ehegatten (§ 26 Abs. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes) abgeschlossenen Bau-
sparvertrag überweisen läßt und weder mit 
der Auszahlung der Bausparsumme begon-
nen worden ist noch die überwiesenen Be-
träge vor Ablauf der Sperrfrist ganz oder zum 
Teil zurückgezahlt noch Ansprüche aus dem 
Bausparvertrag abgetreten oder beliehen 
werden oder wenn eine solche vorzeitige Ver-
fügung nach § 2 Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 und 2 des 
Wohnungsbau-Prämiengesetzes unschädlich 
ist; das Kreditinstitut hat bei der Überwei-
sung die vermögenswirksamen Leistungen 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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zu kennzeichnen und den Ablauf der Sperr-
frist mitzuteilen. 
(4) Unschädlich ist auch, wenn in die Rechte 

und Pflichten des Kreditinstituts aus dem Spar-
vertrag an seine Stelle ein anderes Kreditinsti-
tut während der Laufzeit des Vertrags durch 
Rechtsgeschäft eintritt. 
(5) Werden auf einen Vertrag über laufend 

einzuzahlende vermögenswirksame Leistungen 
oder andere Beträge in einem Kalenderjahr, das 
dem Kalenderjahr des Vertragsabschlusses 
folgt, weder vermögenswirksame Leistungen 
noch andere Beträge eingezahlt, so ist der Ver-
trag unterbrochen und kann nicht fortgeführt 
werden. Das gleiche gilt, wenn Einzahlungen zu-
rückgezahlt oder Rückzahlungsansprüche aus 
dem Vertrag abgetreten oder beliehen werden; 
die nach Absatz 3 Nr. 6 bis 8 unschädliche Ver-
wendung gilt nicht als Rückzahlung. 

§5 
Sparvertrag über Wertpapiere oder andere 

Vermögensbeteiligungen 
(1) Ein Sparvertrag über Wertpapiere oder an-

dere Vermögensbeteiligungen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 2 ist ein Vertrag mit einem Kreditin-
stitut, in dem sich der Arbeitnehmer verpflich-
tet, zum Erwerb von Wertpapieren im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a bis f oder zur Be-
gründung oder zum Erwerb von Rechten im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe g bis 1 ein-
malig oder für die Dauer von sechs Jahren lau-
fend vermögenswirksame Leistungen einzahlen 
zu lassen oder andere Beträge einzuzahlen. 
(2) Die Förderung der aufgrund eines Ver-

trags nach Absatz 1 angelegten vermögenswirk-
samen Leistungen setzt voraus, daß 

1. mit den Leistungen eines Kalenderjahrs, vor-
behaltlich des Absatzes 3, spätestens bis zum 
Ablauf des folgenden Kalenderjahrs die 
Wertpapiere erworben oder die Rechte be-
gründet oder erworben werden und 

2. die mit den Leistungen erworbenen Wertpa-
piere unverzüglich nach ihrem Erwerb bis 
zum Ablauf der Sperrfrist festgelegt werden 
und über die Wertpapiere oder die mit den 
Leistungen begründeten oder erworbenen 
Rechte bis zum Ablauf der Sperrfrist nicht 
durch Rückzahlung, Abtretung, Beleihung 
oder in anderer Weise verfügt wird; § 4 Abs. 2, 
Abs. 3 Nr. 1 bis 5, Abs. 4 und 5 gilt entspre-
chend. 
(3) Vermögenswirksame Leistungen, die bis 

zum Ablauf der Frist nach Absatz 2 Nr. 1 nicht 
zum Erwerb der Wertpapiere oder zur Begrün-
dung oder zum Erwerb der Rechte verwendet 
worden sind (Spitzenbeträge), sind bis zum Ab-
lauf der Sperrfrist nach Absatz 2 Nr. 2 zu ver-
wenden oder festzulegen. übersteigen diese 
Spitzenbeträge am Ende eines Kalenderjahrs 
insgesamt 300 Deutsche Mark, so gelten sie als 
Sparbeiträge im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1, wenn 
die Voraussetzungen des § 4 im übrigen erfüllt 
sind. 
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(4) Die Veräußerung festgelegter Wertpapiere 
vor Ablauf der Sperrfrist nach Absatz 2 Nr. 2 ist 
unschädlich, wenn der Erlös bis zum Ablauf des 
Kalendermonats, der dem Kalendermonat der 
Veräußerung folgt, zum Erwerb von Wertpapie-
ren im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a bis 
f wiederverwendet wird; Absatz 3 gilt entspre-
chend. 

§6 
Wertpapier-Kaufvertrag 

(1) Ein Wertpapier-Kaufvertrag im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 ist ein Kaufvertrag zwischen 
dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber zum 
Erwerb von Wertpapieren im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a bis f durch den Arbeit-
nehmer mit der Vereinbarung, den vom Arbeit-
nehmer geschuldeten Kaufpreis mit vermögens-
wirksamen Leistungen zu verrechnen oder mit 
anderen Beträgen zu zahlen. 
(2) Die Förderung der aufgrund eines Ver-

trags nach Absatz 1 angelegten vermögenswirk-
samen Leistungen setzt voraus, daß 
1. mit den Leistungen eines Kalenderjahrs spä-
testens bis zum Ablauf des folgenden Kalen-
derjahrs die Wertpapiere erworben werden 
und 

2. die mit den Leistungen erworbenen Wertpa-
piere unverzüglich nach ihrem Erwerb bis 
zum Ablauf einer Frist von sechs Jahren 
(Sperrfrist) festgelegt werden und über die 
Wertpapiere bis zum Ablauf der Sperrfrist 
nicht verfügt wird; die Sperrfrist beginnt am 
1. Januar des Kalenderjahrs, in dem das 
Wertpapier erworben worden ist; § 4 Abs. 3 
Nr. 1 bis 5 gilt entsprechend. 

§7 
Beteiligungs-Vertrag 

(1) Ein Beteiligungs-Vertrag im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 4 ist ein Vertrag zwischen dem Arbeit-
nehmer und dem Arbeitgeber über die Begrün-
dung von Rechten im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe g bis 1 für den Arbeitnehmer am Un-
ternehmen des Arbeitgebers mit der Vereinba-
rung, die vom Arbeitnehmer für die Begrün-
dung geschuldete Geldsumme mit vermögens-
wirksamen Leistungen zu verrechnen oder mit 
anderen Beträgen zu zahlen. 
(2) Ein Beteiligungs-Vertrag im Sinne des § 2 

Abs. 1 Nr. 4 ist auch ein Vertrag zwischen dem 
Arbeitnehmer und einem Dritten über die Be-
gründung von Rechten im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe g, h oder i für den Arbeitneh-
mer mit der Vereinbarung, die von ihm für die 
Begründung geschuldete Geldsumme mit ver-
mögenswirksamen Leistungen zahlen zu lassen 
oder mit anderen Beträgen zu zahlen. 
(3) Die Förderung der aufgrund eines Ver-

trags nach Absatz 1 oder 2 angelegten vermö-
genswirksamen Leistungen setzt voraus, daß 
1. mit den Leistungen eines Kalenderjahrs spä-
testens bis zum Ablauf des folgenden Kalen-
derjahrs die Rechte begründet werden und 
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2. über die mit den Leistungen begründeten 
Rechte bis zum Ablauf einer Frist von sechs 
Jahren (Sperrfrist) nicht durch Rückzahlung, 
Abtretung, Beleihung oder in anderer Weise 
verfügt wird; die Sperrfrist beginnt am 1. Ja-
nuar des Kalenderjahrs, in dem das Recht 
begründet worden ist; § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 gilt 
entsprechend. 

§ 8 
 Beteiligungs-Kaufvertrag 

(1) Ein Beteiligungs-Kaufvertrag im Sinne 
des § 2 Abs. 1 Nr. 4 ist ein Kaufvertrag zwischen 
dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber zum 
Erwerb von Rechten im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe g bis 1 durch den Arbeitnehmer 
mit der Vereinbarung, den vom Arbeitnehmer 
geschuldeten Kaufpreis mit vermögenswirksa-
men Leistungen zu verrechnen oder mit ande-
ren Beträgen zu zahlen. 
(2) Ein Beteiligungs-Kaufvertrag im Sinne 

des § 2 Abs. 1 Nr. 4 ist auch ein Kaufvertrag zwi-
schen dem Arbeitnehmer und einem Dritten 
zum Erwerb von Rechten im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe g, h oder i am Unterneh-
men des Dritten durch den Arbeitnehmer mit 
der Vereinbarung, den vom Arbeitnehmer ge-
schuldeten Kaufpreis mit vermögenswirksamen 
Leistungen zahlen zu lassen oder mit anderen 
Beträgen zu zahlen. 
(3) Für die Förderung der aufgrund eines Ver-

trags nach Absatz 1 oder 2 angelegten vermö-
genswirksamen Leistungen gilt § 7 Abs. 3 ent-
sprechend. 

§9 
Kapitalversicherungsvertrag 

(1) Ein Kapitalversicherungsvertrag im Sinne 
des § 2 Abs. 1 Nr. 7 ist ein nach dem 30. Septem-
ber 1970 abgeschlossener Vertrag über eine Ka-
pitalversicherung auf den Erlebens- und Todes-
fall gegen laufenden Beitrag, in dem sich der 
Arbeitnehmer verpflichtet, als Versicherungs-
beiträge vermögenswirksame Leistungen ein-
zahlen zu lassen oder andere Beträge einzuzah-
len. 

(2) Die Förderung der aufgrund eines Ver-
trags nach Absatz 1 angelegten vermögenswirk-
samen Leistungen setzt voraus, daß 
1. der Versicherungsvertrag eine Mindestver-
tragsdauer von zwölf Jahren hat und wäh-
rend der Mindestvertragsdauer (Sperrfrist) 
weder die Versicherungssumme ganz oder 
zum Teil ausgezahlt, noch Beiträge ganz oder 
zum Teil zurückgezahlt, noch Ansprüche aus 
dem Versicherungsvertrag ganz oder zum 
Teil abgetreten oder beliehen werden, 

2. die Versicherungsbeiträge keine Anteile für 
Zusatzleistungen wie für Unfall, Invalidität 
oder Krankheit enthalten, 

3. der Versicherungsvertrag nach dem von der 
zuständigen Aufsichtsbehörde genehmigten 
Geschäftsplan schon im ersten Jahr der Ver-
sicherungsdauer zu einem nicht kürzbaren 
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Sparanteil von mindestens 50 vom Hundert 
des gezahlten Beitrags führt, 

4. die Gewinnanteile verwendet werden 
a) zur Erhöhung der Versicherungsleistung 

oder 
b) zur Verrechnung mit fälligen Beiträgen, 

wenn der Arbeitnehmer nach Vertragsab-
schluß arbeitslos geworden ist und die Ar-
beitslosigkeit mindestens ein Jahr lang 
ununterbrochen bestanden hat und im 
Zeitpunkt der Verrechnung noch besteht. 

(3) Eine vorzeitige Verfügung ist abweichend 
von Absatz 2 Nr. 1 unschädlich, wenn 
1. der Arbeitnehmer oder sein Ehegatte (§ 26 
Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes) 
nach Vertragsabschluß gestorben oder völlig 
erwerbsunfähig geworden ist, 

2. im Falle einer Aussteuerversicherung für ein 
Kind des Arbeitnehmers im Sinne des § 32 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes das 
Kind nach Vertragsabschluß geheiratet hat, 

3. der Arbeitnehmer nach Vertragsabschluß ar-
beitslos geworden ist und die Arbeitslosigkeit 
mindestens ein Jahr lang ununterbrochen be-
standen hat und im Zeitpunkt der vorzeitigen 
Verfügung noch besteht oder 

4. der Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger ei-
nes Staates ist, mit dem die Bundesregierung 
Vereinbarungen über Anwerbung und Be-
schäftigung von Arbeitnehmern abgeschlos-
sen hat und der nicht Mitglied der Europäi-
schen Gemeinschaften ist, nach Vertragsab-
schluß den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
auf Dauer verlassen hat."  

5. Der bisherige § 3 wird § 10 und erhält die Über-
schrift „Vereinbarung zusätzlicher vermögens-
wirksamer Leistungen". 

6. Der bisherige § 4 wird § 11 und wie folgt geän-
dert: 
a) Er erhält die Überschrift „Vermögenswirk-

same Anlage von Teilen des Arbeitslohns". 
b) In Absatz 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Zum Abschluß eines Vertrags nach Absatz 1, 
wonach die Lohnteile nicht zusammen mit 
anderen vermögenswirksamen Leistungen 
für den Arbeitnehmer angelegt und überwie-
sen werden sollen, ist der Arbeitgeber nur 
dann verpflichtet, wenn der Arbeitnehmer 
die Anlage von Teilen des Arbeitslohns in 
monatlichen der Höhe nach gleichbleibenden 
Beträgen von mindestens 25 Deutsche Mark 
oder in vierteljährlichen der Höhe nach 
gleichbleibenden Beträgen von mindestens 
75 Deutsche Mark oder nur einmal im Kalen-
derjahr in Höhe eines Betrags von minde-
stens 75 Deutsche Mark verlangt." 

c) In Absatz 3 werden der Buchstabe „a)" durch 
die Ziffer „1." und der Buchstabe „b)" durch 
die Ziffer „2." ersetzt. 



Drucksache 10/6438 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Entwurf 
 

7. Der bisherige § 6 wird § 12 und wie folgt geän-
dert: 

a) Er erhält die Überschrift „Freie Wahl der An-
lage". 

b) In Satz 2 wird das Zitat „§ 2 Abs. 1 Buchsta-
be e" durch das Zitat „§ 2 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe f bis 1" ersetzt. 

8. Die bisherigen §§ 7 bis 11 werden aufgehoben. 

9. Der bisherige § 12 wird § 13 und wie folgt geän

-

dert: 

a) Er erhält die Überschrift „Arbeitnehmer

-

Sparzulage, Verordnungsermächtigung". 

b) In Absatz 1 wird das Zitat „(§ 32 Abs. i des 
Einkommensteuergesetzes)" durch das Zitat 
„(§ 2 Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes)" 
ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird das Zitat „§ 2 Abs. 1 
Buchstabe b Nr. 1, 2, 5 oder 7 oder Buch-
stabe e" durch das Zitat „§ 2 Abs. 1 Nr. 2, 3 
oder 4" ersetzt. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz i erhält folgende Fassung: 
„Die Arbeitnehmer-Sparzulage beträgt 

1. 23 vom Hundert der vermögenswirk-
samen Leistungen, die nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2, 3, 4, 5 oder 6 angelegt werden, 

2. 16 vom Hundert der vermögenswirk-
samen Leistungen, die nach § 2 Abs. i 
Nr. 1 oder 7 angelegt werden."  

bb) In Satz 2 werden die Worte „Buchsta-
be a" durch die Worte „Nummer 1" und 
die Worte „Buchstabe b" durch die Worte 
„Nummer 2" ersetzt. 

e) In Absatz 5 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Dabei hat der Arbeitgeber die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 Satz 1 und die Rich-
tigkeit der Bestätigungen nach § 3 Abs. 2 
Satz 4 und 5 und § 3 Abs. 3 Satz 1 sowie die 
Richtigkeit des Nachweises nach § 3 Abs. 3 
Satz 2 nicht zu prüfen." 

f) Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Der Arbeitgeber hat getrennt vonein

-

ander 

1. den Betrag der nach § 2 Abs. 1 Nr. 2, 3 
und 4 angelegten vermögenswirksamen 
Leistungen, 

2. den Betrag der nach § 2 Abs. i Nr. 5 und 6 
angelegten vermögenswirksamen Leistun-
gen, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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3. den Betrag der nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 7 
angelegten vermögenswirksamen Leistun-
gen, 

4. den Betrag der in Nummer 1 genannten 
vermögenswirksamen Leistungen, für den 
Arbeitnehmer-Sparzulagen gewährt wor-
den sind, 

5. den Betrag der in Nummer 2 genannten 
vermögenswirksamen Leistungen, für den 
Arbeitnehmer-Sparzulagen gewährt wor-
den sind, 

6. den Betrag der in Nummer 3 genannten 
vermögenswirksamen Leistungen, für den 
Arbeitnehmer-Sparzulagen gewährt wor-
den sind, 

7. die Arbeitnehmer-Sparzulagen, die für in 
den Nummern 1, 2 und 3 genannte vermö-
genswirksame Leistungen ausgezahlt wor-
den sind, 

bei jeder Lohnabrechnung im Lohnkonto des 
Arbeitnehmers oder, sofern ein Lohnkonto 
nicht zu führen ist, in entsprechenden Auf-
zeichnungen einzutragen. In der Lohnsteuer-
bescheinigung und im Lohnzettel sind die 
Beträge nach den Nummern 1, 2, 3 und 7 be-
sonders zu bescheinigen." 

10. Der bisherige § 13 wird § 14 und wie folgt geän-
dert: 

a) Er erhält die Überschrift „Rückzahlung 
der Arbeitnehmer-Sparzulage, Straf- und 
Bußgeldvorschriften, Verordnungsermächti-
gung".  

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Arbeitnehmer hat die Arbeitneh

-

mer-Sparzulage zurückzuzahlen, soweit 

1. die Arbeitnehmer-Sparzulage zu Unrecht 
gezahlt worden ist oder 

2. die in §§ 4 bis 9 genannten Fristen oder bei 
einer Anlage nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 die in § 2 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 und Abs. 2 Satz 3 des 
Wohnungsbau-Prämiengesetzes vorgese-
henen Voraussetzungen nicht eingehalten 
werden. 

Die zurückgezahlten Arbeitnehmer-Sparzu-
lagen erhöhen die Lohnsteuereinnahmen." 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 einge-
fügt: 

„(5) Der Arbeitnehmer hat abweichend von 
Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 die Arbeitnehmer-Spar-
zulage nicht zurückzuzahlen, wenn die 
Sperrfrist nicht eingehalten wird, weil 

1. der Arbeitnehmer das Umtausch- oder Ab-
findungsangebot eines Wertpapier-Emit-
tenten angenommen hat oder Wertpapiere 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

10. Der bisherige § 13 wird § 14 und wie folgt geän-
dert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 
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dem Aussteller nach Auslosung oder Kün-
digung durch den Aussteller zur Einlösung 
vorgelegt worden sind, oder 

2. die mit den vermögenswirksamen Lei-
stungen erworbenen oder begründeten 
Wertpapiere oder Rechte im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 ohne Mitwirkung des Arbeit-
nehmers wertlos geworden sind." 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und er-
hält folgende Fassung: 

„(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften zu erlassen 
über 

1. die Begründung von Aufzeichnungs- und 
Anzeigepflichten für den Arbeitgeber und 
das Unternehmen oder Institut, bei dem 
die vermögenswirksame Leistung ange-
legt ist, soweit dies zur Sicherung der 
Rückzahlung der Arbeitnehmer-Sparzula-
gen erforderlich ist, 

2. die Festlegung von Wertpapieren und die 
Art der Festlegung, 

3. das Verfahren bei der Rückzahlung der 
Arbeitnehmer-Sparzulage. 

Durch diese Rechtsverordnung kann ferner 
bestimmt werden, daß die rückzuzahlenden 
Arbeitnehmer-Sparzulagen durch das Unter-
nehmen oder Institut, bei dem die vermö-
genswirksame Leistung angelegt ist, einzu-
behalten und an das Wohnsitzfinanzamt ab-
zuführen sind." 

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

f) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und er-
hält folgende Fassung: 

„(8) Das Unternehmen oder Institut oder 
der Arbeitgeber haftet, soweit auf Grund ei-
ner Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 2 
eine Verpflichtung zur Einbehaltung und Ab-
führung der Arbeitnehmer-Sparzulagen be-
steht, für die rückzuzahlenden Arbeitneh-
mer-Sparzulagen bei Verletzung der in der 
Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 
bestimmten Anzeigepflichten. Das Unterneh-
men oder Institut haftet auch für die Arbeit-
nehmer-Sparzulagen, die wegen Unrichtig-
keit der Bestätigung nach § 3 Abs. 2 Satz 4 
und 5 oder wegen Verletzung der Anzeige-
pflicht nach § 3 Abs. 2 Satz 5 zweiter Halb-
satz zuviel gezahlt worden sind. Auf Anfrage 
des Unternehmens oder Instituts hat das für 
seine Besteuerung zuständige Finanzamt 
Auskunft über die Anwendung der Vorschrif-
ten über die Art der Anlage vermögenswirk-
samer Leistungen im einzelnen Fall zu ertei-
len." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

d) unverändert 

 

e) unverändert 

f) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und er-
hält folgende Fassung: 

„(8) Das Unternehmen oder Institut oder 
der Arbeitgeber haftet, soweit auf Grund ei-
ner Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 2 
eine Verpflichtung zur Einbehaltung und Ab-
führung der Arbeitnehmer-Sparzulagen be-
steht, für die rückzuzahlenden Arbeitneh-
mer-Sparzulagen bei Verletzung der in der 
Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 
bestimmten Anzeigepflichten. Das Unterneh-
men oder Institut oder bei einer Anlage nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 6 der Gläubiger haftet auch für 
die Arbeitnehmer-Sparzulagen, die wegen 
Unrichtigkeit der Bestätigung nach § 3 Abs. 2 
Satz 4 und 5 und § 3 Abs. 3 Satz 1 oder wegen 
Verletzung der Anzeigepflicht nach § 3 Abs. 2 
Satz 5 zweiter Halbsatz zuviel gezahlt wor-
den sind. Auf Anfrage des Unternehmens 
oder Instituts oder bei einer Anlage nach § 2 
Abs. 1 Nr. 6 des Gläubigers hat das für seine 
Besteuerung zuständige Finanzamt Aus-
kunft über die Anwendung der Vorschriften 
über die Art der Anlage vermögenswirksa-
mer Leistungen im einzelnen Fall zu ertei-
len." 
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11. Der bisherige § 14 wird § 15 und erhält die Über-
schrift „Steuerermäßigung für Arbeitgeber". 

12. § 16 erhält die Überschrift „Berlin-Klausel". 

13. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Er erhält die Überschrift „Übergangsvor

-

schriften". 

b) In Absatz 1 wird die Jahreszahl „1985" durch 
die Jahreszahl „1986" ersetzt. 

 
c) Absatz 2 wird gestrichen. 

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 2 und 3; in ihnen wird jeweils das Wort 
„erbracht" durch das Wort „angelegt" ersetzt. 

e) Folgender neuer Absatz 4 wird eingefügt: 
„(4) Für vermögenswirksame Leistungen, 

die nach dem 31. Dezember 1983 und vor dem 
1. Januar 1987 erbracht wurden, gelten die 
Vorschriften des Vierten Vermögensbil-
dungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. Februar 1984 (BGBl. I S. 201), 
geändert durch Artikel 4 des Steuersen-
kungsgesetzes 1986/1988 vom 26. Juni 1985 
(BGBl. I S. 1153)." 

f) In Absatz 5 werden nach dem Zitat „§ 2 Abs. 1 
Buchstabe e Doppelbuchstabe dd"' die Worte 
„in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. Februar 1984 (BGBl. I  S.  201)" eingefügt. 

g) In Absatz 6 werden nach den Zitaten jeweils 
die Worte „in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. Februar 1984 (BGBl. I S. 201)" 
eingefügt. 

h) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 einge-
fügt: 
„(7) § 5 Abs. 4 gilt erstmals für Veräußerun-

gen festgelegter Wertpapiere nach dem 
31. Dezember 1986." 

i) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

g) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und er-
hält folgende Fassung: 

„(9) In öffentlich-rechtlichen Streitigkei-
ten über die aufgrund des § 13 und der Ab-
sätze 1 bis 8 ergehenden Verwaltungsakte 
der Finanzbehörden ist der Finanzrechtsweg 
gegeben." 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. § 17 erhält folgende Fassung: 

„§ 17 

Übergangsvorschriften 

(1) Die vorstehenden Vorschriften gelten vor-
behaltlich der Absätze 3 bis 6 für vermögens-
wirksame Leistungen, die nach dem 31. Dezem-
ber 1986 angelegt werden. 

(2) Werden vermögenswirksame Leistungen 
nach dem 31. Dezember 1986 aufgrund eines 
vor dem 1. Januar 1987 abgeschlossenen Wert-
papier-Sparvertrags mit laufenden Sparraten 
angelegt, der die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Buchstabe b des Vierten Vermögensbildungsge-
setzes erfüllt und auf den Erwerb von Wertpa-
pieren im Sinne des § 4 Abs. 3 Nr. 6 Buchstabe b 
bis d beschränkt ist, so gelten sie als vermö-
genswirksame Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 
wenn aufgrund desselben Vertrags vor dem 
1. Januar 1987 vermögenswirksame Leistungen 
angelegt worden sind. 

(3) Werden vermögenswirksame Leistungen 
nach dem 31. Dezember 1986 aufgrund eines 
Wertpapier-Sparvertrags nach Absatz 2 . oder 
aufgrund eines vor dem 1. Januar 1987 abge-
schlossenen Vertrags angelegt, der die Voraus-
setzungen des § 4 Abs. 1 oder des § 5 Abs. 1 er-
füllt, und sind aufgrund desselben Vertrags vor 
dem 1. Januar 1987 vermögenswirksame Lei-
stungen angelegt worden, so endet die Sperr-
frist auch für die nach dem 31. Dezember 1986 
angelegten vermögenswirksamen Leistungen 
abweichend von § 4 Abs. 2 Satz 2 oder von § 5 
Abs. 2 Nr. 2 zweiter Halbsatz in Verbindung mit 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 nach Ablauf von sieben Jahren 
seit dem 1. Juli des Kalenderjahres der ersten 
Einzahlung aufgrund des Vertrags, wenn diese 
Einzahlung nach dem 30. Juni des Kalender-
jahres beim Kreditinstitut eingegangen ist. 

(4) § 5 Abs. 4 gilt entsprechend, wenn nach 
dem 31. Dezember 1986 Wertpapiere im Sinne 
des § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a, b, c oder f ver-
äußert werden, die mit vor dem 1. Januar 1987 
erbrachten vermögenswirksamen Leistungen 
erworben worden sind. 
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14. § 18 erhält folgende Fassung: 

„§18 

Neufassungserlaubnis 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung kann den Wortlaut des Vermögensbil-
dungsgesetzes in der vom (Tag des Inkrafttre-
tens) an geltenden Fassung im Bundesgesetz-
blatt bekanntmachen." 

Artikel 2 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. April 1986 (BGBl. I 
S. 441), geändert durch Artikel 2 Abs. 9 des Gesetzes 
vom ... 1986 (BGBl. I S...), wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs. 2 Nr. 4 wird das Zitat „§ 12 des Vier-
ten Vermögensbildungsgesetzes" durch das Zitat 
„§ 13 des Fünften Vermögensbildungsgesetzes" 
ersetzt. 

2. § 19 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Zahl „300" durch die 
Zahl „500" ersetzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Voraussetzung ist die Vereinbarung, daß 
Vermögensbeteiligungen im Sinne des 
Absatzes 3 Nr. 1 bis 6 unverzüglich nach 
ihrer Überlassung bis zum Ablauf einer 
Frist von sechs Jahren (Sperrfrist) festge-
legt werden und über Vermögensbeteili-
gungen im Sinne des Absatzes 3 bis zum 
Ablauf der Sperrfrist nicht durch Rück-
zahlung, Abtretung, Beleihung oder in an-
derer Weise verfügt wird." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Die Sperrfrist beginnt am 1. Januar des 

Kalenderjahrs, in dem der Arbeitnehmer die 
Vermögensbeteiligung erhalten hat. Wird vor 
Ablauf der Sperrfrist über eine Vermögensbe- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(5) § 9 Abs. 3 Nr. 3 gilt nach dem 31. Dezember 
1986 auch, soweit vor dem 1. Januar 1987 ver-
mögenswirksame Leistungen als Beiträge zu 
der Kapitalversicherung erbracht worden sind. 

(6) Soweit die Absätze 3 bis 5 nicht Abwei-
chendes bestimmen, gelten für vermögenswirk-
same Leistungen, die vor dem 1. Januar 1987 
erbracht worden sind, die Vorschriften des 
Vierten Vermögensbildungsgesetzes oder die 
Vorschriften des Dritten Vermögensbildungsge

-

setzes in der zur Zeit der Anlage jeweils gelten-
den Fassung." 

14. unverändert 

Artikel 2 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. April 1986 (BGBl. I 
S. 441), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

2. § 19a wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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teiligung verfügt oder die Festlegung einer 
Vermögensbeteiligung aufgehoben, so ist eine 
Nachversteuerung durchzuführen. Für die 
nachzufordernde Lohnsteuer haftet der Ar-
beitgeber oder das Kreditinstitut bis zu der 
sich aus der Rechtsverordnung nach Absatz 9 
Nr. 4 ergebenden Höhe, wenn die in der 
Rechtsverordnung nach Absatz 9 Nr. 2 be-
stimmten Anzeigepflichten verletzt werden. 
Die Nachversteuerung unterbleibt, wenn die 
Sperrfrist nicht eingehalten wird, weil der Ar-
beitnehmer das Umtausch- oder Abfindungs-
angebot eines Wertpapier-Emittenten ange-
nommen hat, weil Wertpapiere dem Aussteller 
nach Auslosung oder Kündigung durch den 
Aussteller zur Einlösung vorgelegt worden 
sind oder weil die Vermögensbeteiligung im 
Sinne des Absatzes 3 ohne Mitwirkung des 
Arbeitnehmers wertlos geworden ist. Eine 
vorzeitige Verfügung oder Aufhebung der 
Festlegung ist unschädlich, wenn 

1. der Arbeitnehmer oder sein von ihm nicht 
dauernd getrennt lebender Ehegatte nach 
Erhalt der Vermögensbeteiligung gestor-
ben oder völlig erwerbsunfähig geworden 
ist oder 

2. der Arbeitnehmer nach Erhalt der Vermö-
gensbeteiligung, aber vor der vorzeitigen 
Verfügung oder der vorzeitigen Aufhebung 
der Festlegung geheiratet hat und im Zeit-
punkt der vorzeitigen Verfügung oder der 
vorzeitigen Aufhebung der Festlegung min-
destens zwei Jahre seit Beginn der Sperr-
frist vergangen sind oder 

3. der Arbeitnehmer nach Erhalt der Vermö-
gensbeteiligung arbeitslos geworden ist 
und die Arbeitslosigkeit mindestens ein 
Jahr lang ununterbrochen bestanden hat 
und im Zeitpunkt der vorzeitigen Verfü-
gung oder der vorzeitigen Aufhebung der 
Festlegung noch besteht oder 

4. der Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger 
eines Staates ist, mit dem die Bundesregie-
rung Vereinbarungen über Anwerbung und 
Beschäftigung von Arbeitnehmern abge-
schlossen hat und der nicht Mitglied der 
Europäischen Gemeinschaften ist, nach Er-
halt der Vermögensbeteiligung den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes auf Dauer 
verlassen hat oder 

5. der Arbeitnehmer nach Erhalt der Vermö-
gensbeteiligung unter Aufgabe der nicht-
selbständigen Arbeit eine Erwerbstätigkeit, 
die nach § 138 Abs. 1 der Abgabenordnung 
dem Finanzamt mitzuteilen ist, aufgenom-
men hat oder 

6. Vermögensbeteiligungen im Sinne des Ab-
satzes 3 Nr. 1 bis 6, die aufgrund eines Spar-
vertrags über Wertpapiere oder andere Ver-
mögensbeteiligungen im Sinne des § 5 
Abs. 1 des Fünften Vermögensbildungsge- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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setzes erworben worden sind, vor Ablauf 
der Sperrfrist unter Wiederverwendung des 
Erlöses zum Erwerb von Vermögensbeteili-
gungen im Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 6 
veräußert werden; § 5 Abs. 4 des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes ist entspre-
chend anzuwenden." 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Aktien, die vom Arbeitgeber oder von 
Unternehmen mit Sitz und Geschäfts-
leitung im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes ausgegeben werden oder die an 
einer deutschen Börse zum amtlichen 
Handel oder zum geregelten Markt zu-
gelassen oder in den geregelten Frei-
verkehr einbezogen sind; Aktien eines 
Unternehmens, das im Sinne des § 18 
Abs. 1 des Aktiengesetzes als herr-
schendes Unternehmen mit dem Un-
ternehmen des Arbeitgebers verbun

-

den ist, stehen Aktien gleich, die vom 
Arbeitgeber ausgegeben werden,". 

bb) Es werden folgende Nummern 5 und 6 
eingefügt: 

„5. Anteilscheine an einem Beteiligungs-
Sondervermögen, die von Kapitalanla-
gegesellschaften im Sinne des Geset-
zes über Kapitalanlagegeseilschaften 
ausgegeben werden, wenn nach dem 
Rechenschaftsbericht für das vorletzte 
Geschäftsjahr vor dem Jahr des Er-
halts des Anteilscheins der Wert der 
Aktien und der stillen Beteiligungen 
in diesem Beteiligungs-Sondervermö-
gen 70 vom Hundert des Werts der in 
diesem Sondervermögen befindlichen 
Wertpapiere und stillen Beteiligungen 
nicht unterschreitet; für neu auf-
gelegte Beteiligungs-Sondervermögen 
ist für das erste und zweite Geschäfts-
j ahr der erste Rechenschaftsbericht 
oder die erste Bekanntmachung nach 
§ 25 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellschaften nach Auf-
legung des Sondervermögens maßge-
bend, 

6. Anteilscheine an einem ausländi-
schen Recht unterstehenden Vermö-
gen aus Wertpapieren, das nach dem 
Grundsatz der Risikomischung ange-
legt ist, wenn die Anteilscheine nach 
dem Gesetz über den Vertrieb auslän-
discher Investmentanteile und über 
die Besteuerung der Erträge aus aus-
ländischen Investmentanteilen im 
Wege des öffentlichen Anbietens, der 
öffentlichen Werbung oder in ähnli-
cher Weise vertrieben werden dürfen 
und nach dem gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über den Vertrieb aus- 
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c) unverändert 
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ländischer Investmentanteile und 
über die Besteuerung der Erträge 
aus ausländischen Investmentanteilen 
veröffentlichten Rechenschaftsbericht 
für das vorletzte Geschäftsjahr vor 
dem Jahr des Erhalts des Anteil-
scheins der Wert der Aktien in diesem 
Vermögen 70 vom Hundert des Werts 
der in diesem Vermögen befindlichen 
Wertpapiere nicht unterschreitet,". 

cc) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 7. 

dd) Nach der neuen Nummer 7 wird folgende 
Nummer 8 eingefügt: 

„8. Stammeinlagen oder Geschäftsanteile 
an einer Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung mit Sitz und Geschäftslei-
tung im Geltungsbereich dieses Geset-
zes,". 

ee) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 9 
und wie folgt geändert: 
Das Wort „Handelsgeschäft" wird durch 
das Wort „Unternehmen" ersetzt. 

ff) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 10 
und erhält folgende Fassung: 

„10. Darlehensforderungen gegen den Ar-
beitgeber, wenn auf dessen Kosten 
die Ansprüche des Arbeitnehmers 
aus dem Darlehensvertrag durch ein 
Kreditinstitut verbürgt oder durch 
ein Versicherungsunternehmen pri-
vatrechtlich gesichert sind und das 
Kreditinstitut oder Versicherungsun-
ternehmen im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb 
befugt ist; eine Darlehensforderung 
gegen ein Unternehmen mit Sitz und 
Geschäftsleitung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, das im Sinne des 
§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes als 
herrschendes Unternehmen mit dem 
Unternehmen des Arbeitgebers ver-
bunden ist, steht einer Darlehens-
forderung gegen den Arbeitgeber 
gleich,". 

gg) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 11 
und erhält folgende Fassung: 

„11. Genuarechte am Unternehmen des 
Arbeitgebers mit Sitz und Geschäfts-
leitung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, wenn damit das Recht am 
Gewinn dieses Unternehmens ver-
bunden ist, der Arbeitnehmer nicht 
als Mitunternehmer im Sinne des 
§ 15 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteu-
ergesetzes anzusehen ist und über 
die Genuarechte keine Genußscheine 
nach Nummer 3 ausgegeben werden; 
ein Genuarecht an einem Unterneh-
men mit Sitz und Geschäftsleitung 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
das im Sinne des § 18 Abs. 1 des Ak-
tiengesetzes als herrschendes Unter-
nehmen mit dem Unternehmen des 
Arbeitgebers verbunden ist, steht ei-
nem Genußrecht am Unternehmen 
des Arbeitgebers gleich."  

d) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 
5 eingefügt: 
„(4) Die Überlassung von Gewinnschuldver-

schreibungen im Sinne des Absatzes 3 Nr. 2, 
in denen neben der gewinnabhängigen Ver-
zinsung eine gewinnunabhängige Mindestver-
zinsung zugesagt ist, ist nach Absatz 1 begün-
stigt, wenn 

1. der Aussteller in der Gewinnschuldver-
schreibung erklärt, die gewinnunabhängige 
Mindestverzinsung werde im Regelfall die 
Hälfte der Gesamtverzinsung nicht über-
schreiten, oder 

2. die gewinnunabhängige Mindestverzinsung 
zum Zeitpunkt der Ausgabe der Gewinn-
schuldverschreibung die Hälfte der Emis-
sionsrendite festverzinslicher Wertpapiere 
nicht überschreitet, die in den Monatsbe-
richten der Deutschen Bundesbank für den 
viertletzten Kalendermonat ausgewiesen 
wird, der dem Kalendermonat der Ausgabe 
vorausgeht. 

(5) Die Überlassung von Genußscheinen im 
Sinne des Absatzes 3 Nr. 3 und von Genuß-
rechten im Sinne des Absatzes 3 Nr. 11 ist 
nach Absatz 1 begünstigt, wenn eine Rückzah-
lung zum Nennwert nicht zugesagt ist; ist ne-
ben dem Recht am Gewinn eine gewinnunab-
hängige Mindestverzinsung zugesagt, gilt Ab-
satz 4 entsprechend." 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6 und wie 
folgt geändert: 
Das Zitat „Absatz 3 Nr. 3, 6 bis 8" wird durch 
das Zitat „Absatz 3 Nr. 3, 9 bis 11" ersetzt. 

f) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7 und wie 
folgt geändert: 
Das Zitat „Absatz 3 Nr. 7" wird durch das Zitat 
„Absatz 3 Nr. 10", das Zitat „Absatz 3 Nr. 1 bis 
6 und 8" wird durch das Zitat „Absatz 3 Nr. 1 
bis 9 und 11" ersetzt. 

g) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8 und er-
hält folgende Fassung: 
„(8) Als Wert der Vermögensbeteiligung ist 

der gemeine Wert anzusetzen. Werden einem 
Arbeitnehmer Vermögensbeteiligungen im 
Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3 überlassen, 
die am Tag der Beschlußfassung über die 
Überlassung an einer deutschen Börse zum 
amtlichen Handel zugelassen sind, so werden 
diese mit dem niedrigsten an diesem Tag für 
sie im amtlichen Handel notierten Kurs ange- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8 und er-
hält folgende Fassung: 
„(8) Als Wert der Vermögensbeteiligung ist 

der gemeine Wert anzusetzen. Werden einem 
Arbeitnehmer Vermögensbeteiligungen im 
Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3 überlassen, 
die am Tag der Beschlußfassung über die 
Überlassung an einer deutschen Börse zum 
amtlichen Handel zugelassen sind, so werden 
diese mit dem niedrigsten an diesem Tag für 
sie im amtlichen Handel notierten Kurs ange- 
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setzt, wenn am Tag der Überlassung nicht 
mehr als zwölf Monate seit dem Tag der Be-
schlußfassung über die  Überlassung vergan-
gen sind. Liegt am Tag der Beschlußfassung 
über die Überlassung eine Notierung nicht 
vor, so werden diese Vermögensbeteiligungen 
mit dem letzten innerhalb von 30 Tagen vor 
diesem Tag im amtlichen Handel notierten 
Kurs angesetzt. Die Sätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend für Vermögensbeteiligungen im 
Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3, die zum gere-
gelten Markt zugelassen oder in den geregel-
ten Freiverkehr einbezogen sind. Sind am Tag 
der Überlassung von Vermögensbeteiligungen 
im Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3 mehr als 
zwölf Monate seit dem Tag der Beschlußfas-
sung über die Überlassung vergangen, so tritt 
an die Stelle des Tages der Beschlußfassung 
über die Überlassung im Sinne der Sätze 2 bis 
4 der Tag der Überlassung. Der Wert von Ver-
mögensbeteiligungen im Sinne des Absatzes 3 
Nr. 4 bis 6 wird mit dem Ausgabepreis am Tag 
der Überlassung angesetzt. Der Wert von Ver-
mögensbeteiligungen im Sinne des Absatzes 3 
Nr. 7, 9, 10 und 11 wird mit dem Nennbetrag 
angesetzt, wenn nicht besondere Umstände ei-
nen höheren oder niedrigeren Wert begrün-
den. Vermögensbeteiligungen im Sinne des 
Absatzes 3 Nr. 8 sind mit dem Wert anzuset-
zen, der vor dem Tag der Überlassung zuletzt 
nach § 11 Abs. 2 Satz 2 des Bewertungsgeset-
zes festzustellen ist oder war."  

h) Der bisherige Absatz 7 wird gestrichen. 

i) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und er-
hält folgende Fassung: 
„(9) Durch Rechtsverordnung können Vor-

schriften erlassen werden über 

1. die Festlegung der Vermögensbeteiligun-
gen nach Absatz 3 Nr. 1 bis 6 und die Art 
der Festlegung, 

2. die Begründung von Aufzeichnungs- und 
Anzeigepflichten zum Zweck der Sicherung 
der Nachversteuerung, 

3. die vorläufige Nachversteuerung im Laufe 
des Kalenderjahrs einer schädlichen Verfü-
gung oder Aufhebung der Festlegung mit 
einem Pauschsteuersatz, 

4. das Verfahren bei der abschließenden 
Nachversteuerung nach Ablauf des Kalen-
derjahrs einer schädlichen Verfügung oder 
Aufhebung der Festlegung." 

3. In § 51 Abs. 1 Nr. 3 wird das Zitat „§ 19 a Abs. 8" 
durch das Zitat „§ 19 a Abs. 9" ersetzt. 

4. In § 52 wird nach Absatz 19 folgender Absatz 19 a 
eingefügt: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

setzt, wenn am Tag der Überlassung nicht 
mehr als zwölf Monate seit dem Tag der Be-
schlußfassung über die Überlassung vergan-
gen sind. Liegt am Tag der Beschlußfassung 
über die Überlassung eine Notierung nicht 
vor, so werden diese Vermögensbeteiligungen 
mit dem letzten innerhalb von 30 Tagen vor 
diesem Tag im amtlichen Handel notierten 
Kurs angesetzt. Die Sätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend für Vermögensbeteiligungen im 
Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3, die zum gere-
gelten Markt zugelassen oder in den geregel-
ten Freiverkehr einbezogen sind. Sind am Tag 
der Überlassung von Vermögensbeteiligungen 
im Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3 mehr als 
neun Monate seit dem Tag der Beschlußfas-
sung über die Überlassung vergangen, so tritt 
an die Stelle des Tages der Beschlußfassung 
über die Überlassung im Sinne der Sätze 2 bis 
4 der Tag der Überlassung. Der Wert von Ver-
mögensbeteiligungen im Sinne des Absatzes 3 
Nr. 4 bis 6 wird mit dem Ausgabepreis am Tag 
der Überlassung angesetzt. Der Wert von Ver-
mögensbeteiligungen im Sinne des Absatzes 3 
Nr. 7, 9, 10 und 11 wird mit dem Nennbetrag 
angesetzt, wenn nicht besondere Umstände ei-
nen höheren oder niedrigeren Wert begrün-
den.  Vermögensbeteiligungen im Sinne des 
Absatzes 3 Nr. 8 sind mit dem Wert anzuset-
zen, der vor dem Tag der Überlassung zuletzt 
nach § 11 Abs. 2 Satz 2 des Bewertungsgeset-
zes festzustellen ist oder war."   

h) unverändert 

i) unverändert 

3. unverändert 

4. In § 52 wird nach Absatz 19 folgender Absatz 19 a 
eingefügt: 
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„(19 a) § 19a des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Ja-
nuar 1984 (BGBl. I S.113) ist für Vermögensbetei-
ligungen, die nach dem 31. Dezember 1983 und 
vor dem 1. Januar 1987 nach § 19 a überlassen 
wurden, weiter anzuwenden." 

Artikel 3 
Änderung des Gesetzes über Kapitalanlage- 

gesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in  

der 'Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1970 (BGBl. I  S. 127), zuletzt geändert durch (Arti-
kel 10 Abs. 10 des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 
[BGBl. I S. 2355]), wird wie folgt geändert: 

 
1. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „Wertpapieren 
oder Grundstücken" ersetzt durch die Worte 
„Wertpapieren, in Wertpapieren und Beteiligun-
gen als stiller Gesellschafter oder in Grundstük-
ken". 

2. Nach § 25 wird eingefügt: 

„Dritter Abschnitt 
Besondere Vorschriften für Beteiligungs-Sonder

-

vermögen 
§25a 

Für Kapitalanlagegesellschaften, die das bei 
ihnen eingelegte Geld in Wertpapieren und Be-
teiligungen als stiller Gesellschafter (stille Betei-
ligungen) im Sinne des § 230 des Handelsgesetz-
buchs (Beteiligungs-Sondervermögen) anlegen, 
gelten die Vorschriften des Zweiten Abschnitts 
sinngemäß, soweit sich aus den nachfolgenden 
Vorschriften dieses Abschnitts nichts anderes er-
gibt. 

§ 25b 
(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für ein 

Beteiligungs-Sondervermögen nur erwerben 

1. Wertpapiere; 

2. stille Beteiligungen an einem Unternehmen 
mit Sitz und Geschäftsleitung im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes (Beteiligungsunterneh-
men), wenn 

a) Wertpapiere des Beteiligungsunterneh-
mens weder zur amtlichen Notierung oder 
zum geregelten Markt an einer inländi-
schen Börse zugelassen sind noch an einem 
inländischen organisierten Markt gehan-
delt werden und 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

„(19 a) § 19 a des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Ja-
nuar 1984 (BGBl. I  S. 113) ist für Vermögensbetei-
ligungen, die nach dem 31. Dezember 1983 und 
vor dem 1. Januar 1987 nach § 19 a überlassen 
wurden, weiter anzuwenden. § 19a Abs. 6 Satz 5 
des Einkommensteuergesetzes in der in Satz 1 
genannten Fassung ist für Vermögensbeteiligun-
gen weiter anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 1986 aufgrund eines vor dem 1. Januar 
1987 gefaßten Beschlusses überlassen werden."  

Artikel 3 
Änderung des Gesetzes über Kapitalanlage

-

gesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1970 (BGBl. I  S. 127), zuletzt geändert durch ..., wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. Nach § 25 wird eingefügt: 

„Dritter Abschnitt 
Besondere Vorschriften für Beteiligungs-Sonder

-

vermögen 
§ 25a 

unverändert 

§25b 
(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für ein 

Beteiligungs-Sondervermögen nur erwerben 

1. unverändert 

2. stille Beteiligungen an einem Unternehmen 
mit Sitz und Geschäftsleitung im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes (Beteiligungsunterneh-
men), wenn 

a) unverändert 
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b) zuvor ein von der Kapitalanlagegesell-
schaft bestellter Abschlußprüfer im Sinne 
des § 319 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetz-
buchs, der nicht zugleich Abschlußprüfer 
der Kapitalanlagegesellschaft sein darf, be-
stätigt, daß für die aus dem Beteiligungs-
Sondervermögen zu leistende Einlage eine 
Gegenleistung vereinbart ist, die zum Zeit-
punkt der Leistung angemessen ist; er hat 
hierzu Jahresabschlüsse des Beteiligungs-
unternehmens, die zumindest für das letzte 
Geschäftsjahr entsprechend den für große 
Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267 
Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs geltenden 
Vorschriften aufgestellt sind, heranzuzie-
hen, die erwarteten Gewinnanteile und den 
erwarteten gewinnunabhängigen Mindest-
zins (erwarteter Ertrag), den erwarteten 
Rückzahlungsbetrag, die Veräußerbarkeit 
und das allgemeine Risiko stiller Beteili-
gungen sowie die Rendite der umlaufenden 
Anleihen des Bundes und der Sonderver-
mögen Deutsche Bundesbahn und Deut-
sche Bundespost mit annähernd gleicher 
Restlaufzeit zu berücksichtigen und den er-
warteten Ertrag und den erwarteten Rück-
zahlungsbetrag in der Bestätigung anzuge-
ben; § 319 Abs. 2 bis 4 des Handelsgesetz-
buchs ist auf den Abschlußprüfer entspre-
chend anzuwenden. 

Dem Erwerb einer stillen Beteiligung steht die 
Verlängerung ihrer Dauer gleich. 

(2) Stille Beteiligungen an einem Beteiligungs-
unternehmen dürfen für ein Beteiligungs-Son-
dervermögen nur insoweit erworben werden, als 
zur Zeit des Erwerbs ihr Wert zusammen mit 
dem Wert der bereits in dem Sondervermögen 
befindlichen stillen Beteiligungen an diesem Un-
ternehmen 5 vom Hundert des Wertes des Son-
dervermögens nicht übersteigt. Stille Beteiligun-
gen an Konzernunternehmen im Sinne des § 18 
des Aktiengesetzes gelten als stille Beteiligungen 
an demselben Unternehmen. 

(3) Stille Beteiligungen dürfen für ein Beteili-
gungs-Sondervermögen nur insoweit erworben 
werden, als zur Zeit des Erwerbs ihr Wert zusam-
men mit dem Wert der bereits in dem Sonderver-
mögen befindlichen stillen Beteiligungen 30 vom 
Hundert des Wertes des Sondervermögens nicht 
übersteigt. 

(4) Schuldverschreibungen dürfen für ein Be-
teiligungs-Sondervermögen nur insoweit erwor-
ben werden, als zur Zeit des Erwerbs ihr Wert 
zusammen mit dem Wert der bereits in dem Son-
dervermögen befindlichen Schuldverschreibun-
gen 30 vom Hundert des Wertes des Sonderver-
mögens nicht übersteigt. 

(5) § 8 Abs. 4 gilt nicht für den Erwerb von stil-
len Beteiligungen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) zuvor ein von der Kapitalanlagegesell-
schaft bestellter Abschlußprüfer im Sinne 
des § 319 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetz-
buchs, der nicht zugleich Abschlußprüfer 
der Kapitalanlagegesellschaft sein darf, be-
stätigt, daß für die aus dem Beteiligungs

-

Sondervermögen zu leistende Einlage eine 
Gegenleistung vereinbart ist, die zum Zeit-
punkt der Leistung angemessen ist; er hat 
hierzu Jahresabschlüsse des Beteiligungs-
unternehmens, die zumindest für das letzte 
Geschäftsjahr entsprechend den für große 
Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267 
Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs geltenden 
Vorschriften aufgestellt sind, heranzuzie-
hen, die erwarteten Gewinnanteile und den 
erwarteten gewinnunabhängigen Mindest-
zins (erwarteter Ertrag), den erwarteten 
Rückzahlungsbetrag, die Veräußerbarkeit 
und das Risiko der stillen Beteiligung sowie 
die Rendite der umlaufenden Anleihen des 
Bundes und der Sondervermögen Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Bundespost mit 
annähernd gleicher Restlaufzeit nach Maß-
gabe der Rechtsverordnung nach § 25 d 
Abs. 3 zu berücksichtigen und den erwarte-
ten Ertrag und den erwarteten Rückzah-
lungsbetrag in der Bestätigung anzugeben; 
§ 319 Abs. 2 bis 4 des Handelsgesetzbuchs 
ist auf den Abschlußprüfer entsprechend 
anzuwenden. 

Dem Erwerb einer stillen Beteiligung steht die 
Verlängerung ihrer Dauer gleich. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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(6) Die Nichtbeachtung der Vorschriften der 
Absätze 1 bis 4 berührt die Wirksamkeit des 
Rechtsgeschäfts nicht. 

§ 25c 
(1) Im Gesellschaftsvertrag zwischen der Kapi-

talanlagegesellschaft und dem Beteiligungsun-
ternehmen (Beteiligungsvertrag) sind festzule-
gen 

a) die Zeit, für welche die stille Beteiligung einge-
gangen wird; 

b) die Fälligkeit der der Kapitalanlagegesell-
schaft zustehenden Erträge sowie die Ver-
pflichtung des Beteiligungsunternehmens, 
diese Erträge und den Rückzahlungsbetrag 
unverzüglich auf ein gesperrtes Konto bei der 
Depotbank einzuzahlen; 

c) die Voraussetzungen, unter denen die stille 
Beteiligung an Dritte ohne Zustimmung des 
Beteiligungsunternehmens abgetreten werden 
darf und in welchem Umfang das Beteili-
gungsunternehmen im Falle der Abtretung an 
einen gewerbesteuerpflichtigen Erwerber die-
sem die Gewerbesteuer zu erstatten hat; 

d) die Zustimmung des Beteiligungsunterneh-
mens, daß im Falle des Erlöschens des Rechts, 
das Beteiligungs-Sondervermögen zu verwal-
ten, an die Stelle der Kapitalanlagegesell-
schaft die Depotbank tritt und diese die stille 
Beteiligung im Falle des § 14 Abs. 2 Satz 2 auf 
eine andere Kapitalanlagegesellschaft über-
tragen kann; 

e) die Verpflichtung des Beteiligungsunterneh-
mens, seine Jahresabschlüsse entsprechend 
den für große Kapitalgesellschaften im Sinne 
des § 267 Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs gel-
tenden Vorschriften aufzustellen; 

f) die Verpflichtung des Beteiligungsunterneh-
mens, dem Abschlußprüfer für seine Tätigkeit 
nach § 25d Abs. 2 die Rechte nach § 320 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs 
einzuräumen; 

g) Informations-, Kontroll- und Zustimmungs-
rechte der Kapitalanlagegesellschaft zur Wah-
rung der Interessen der Anteilinhaber. 

Die Depotbank hat die Einhaltung dieser Vor-
schrift zu überwachen. 

(2) Eine Vereinbarung, nach der die Kapitalan-
lagegesellschaft bei der Auseinandersetzung der 
stillen Gesellschaft an Veränderungen des Wer-
tes des Vermögens des Beteiligungsunterneh-
mens beteiligt sein soll, ist unwirksam. 

§ 25d 
(1) Eine stille Beteiligung muß nach ihrem Er-

werb laufend bewertet werden. Bei der Bewer- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(6) unverändert 

§ 25c 
(1) Im Gesellschaftsvertrag zwischen der Kapi-

talanlagegesellschaft und dem Beteiligungsun-
ternehmen (Beteiligungsvertrag) sind festzule-
gen 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 

Die Depotbank hat zu überwachen, daß Regelun-
gen gemäß den Bestimmungen des Satzes 1 in 
dem Beteiligungsvertrag festgelegt sind. 

(2) unverändert 

§ 25 d 
(1) Eine stille Beteiligung muß nach ihrem Er-

werb laufend bewertet werden. Bei der Bewer- 
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tung sind in einem Ertragswertverfahren der er-
wartete Ertrag, der erwartete Rückzahlungsbe-
trag, die Veräußerbarkeit und das allgemeine Ri-
siko stiller Beteiligungen sowie die Rendite der 
umlaufenden Anleihen des Bundes und der Son-
dervermögen Deutsche Bundesbahn und Deut-
sche Bundespost mit annähernd gleicher Rest-
laufzeit zu berücksichtigen. Der erwartete Ertrag 
und der erwartete Rückzahlungsbetrag sind da-
bei jeweils mit dem Betrag anzusetzen, den der 
Abschlußprüfer nach Absatz 2 zuletzt festgestellt 
hat; liegt eine Feststellung nach Absatz 2 noch 
nicht vor, so sind die in der Bestätigung nach 
§ 25b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b angegebenen Be-
träge maßgebend. 

(2) Ein von der Kapitalanlagegesellschaft be-
stellter Abschlußprüfer im Sinne des § 25b Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b hat nach dem Erwerb der stil-
len Beteiligung Ertrag und Rückzahlungsbetrag 
nach Absatz 1 Satz 2 jeweils spätestens neun Mo-
nate nach Schluß des Geschäftsjahrs des Beteili-
gungsunternehmens festzustellen und in einen 
schriftlichen Bericht an die Kapitalanlagegesell-
schaft aufzunehmen. Zwischen der Bestätigung 
nach § 25b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und der er-
sten Feststellung nach Satz 1 dürfen höchstens 
zwölf Monate liegen. Die Kapitalanlagegesell-
schaft muß bei Vorliegen wichtiger Gründe, ins-
besondere wenn sich die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Beteiligungsunternehmens wesent-
lich geändert haben, den erwarteten Ertrag und 
den erwarteten Rückzahlungsbetrag unverzüg-
lich vom Abschlußprüfer neu feststellen lassen. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das für die Bewertung stiller Betei-
ligungen nach den Absätzen 1 und 2 maßgebende 
Berechnungsverfahren näher zu regeln; hierbei 
können die Veräußerbarkeit und das allgemeine 
Risiko stiller Beteiligungen durch eine pauscha-
lierte Größe berücksichtigt und der Zeitraum be-
stimmt werden, welcher der Ertragsschätzung zu-
grunde zu legen ist. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

tung sind in einem Ertragswertverfahren der er-
wartete Ertrag, der erwartete Rückzahlungsbe-
trag, die Veräußerbarkeit und das Risiko der stil-
len Beteiligung sowie die Rendite der umlaufen-
den Anleihen des Bundes und der Sondervermö-
gen Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bun-
despost mit annähernd gleicher Restlaufzeit zu 
berücksichtigen. Der erwartete Ertrag und der 
erwartete Rückzahlungsbetrag sind dabei jeweils 
mit dem Betrag anzusetzen, den der Abschluß-
prüfer nach Absatz 2 zuletzt festgestellt hat; liegt 
eine Feststellung nach Absatz 2 noch nicht vor, 
so sind die in der Bestätigung nach § 25 b Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b angegebenen Beträge maßge-
bend. 

(2) Ein von der Kapitalanlagegesellschaft be-
stellter Abschlußprüfer im Sinne des § 25b Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b hat nach dem Erwerb der stil-
len Beteiligung Ertrag und Rückzahlungsbetrag 
nach Absatz 1 Satz 2 jeweils spätestens neun Mo-
nate nach Schluß des Geschäftsjahrs des Beteili-
gungsunternehmens festzustellen und in einen 
schriftlichen Bericht an die Kapitalanlagegesell-
schaft aufzunehmen. Zwischen der Bestätigung 
nach § 25b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und der er-
sten Feststellung nach Satz 1 dürfen höchstens 
zwölf Monate liegen. Die Kapitalanlagegesell-
schaft muß bei Vorliegen wichtiger Gründe, ins-
besondere wenn sich die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Beteiligungsunternehmens wesent-
lich geändert haben, den erwarteten Ertrag und 
den erwarteten Rückzahlungsbetrag unverzüg-
lich vom Abschlußprüfer neu feststellen lassen. 
Bei den Feststellungen nach den Sätzen 1 und 3 
hat der Abschlußprüfer auch die Veräußerbar-
keit und das Risiko der stillen Beteiligung zu 
berücksichtigen. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das für die laufende Bewertung stil-
ler Beteiligungen nach den Absätzen 1 und 2 
maßgebende Berechnungsverfahren näher zu re-
geln und zu bestimmen, daß die Regelungen 
über die Feststellung der in Absatz 1 Satz 2 be-
zeichneten Faktoren auch für die Berücksichti-
gung dieser Faktoren nach § 25 b Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe b gelten. Die Verordnung kann be-
stimmen, welcher Zeitraum der Ertragsschät-
zung zugrunde zu legen ist. Die Verordnung hat 
insbesondere zu bestimmen 

1. eine pauschalierte Größe, mit der die allge-
meinen Unterschiede hinsichtlich der Veräu-
ßerbarkeit und des Risikos zwischen stillen 
Beteiligungen einerseits und Anleihen des 
Bundes und der Sondervermögen Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Bundespost ande-
rerseits zu berücksichtigen sind, und 

2. wie hinsichtlich Veräußerbarkeit und Risiko 
der stillen Beteiligung die Besonderheiten der 
Beteiligung und die jeweilige Marktlage für 
stille Beteiligungen zu berücksichtigen sind. 
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§ 25e 
(1) In einem Beteiligungs-Sondervermögen 

müssen sich spätestens acht Jahre nach Bildung 
dieses Sondervermögens stille Beteiligungen an 
mindestens zehn Beteiligungsunternehmen be-
finden, deren Wert mindestens 10 vom Hundert 
des Wertes des Sondervermögens beträgt; § 25b 
Abs. 2 Satz 2 ist anwendbar. 

(2) Unterschreitet die Gesamtzahl oder der Ge-
samtbetrag der im Beteiligungs-Sondervermögen 
befindlichen stillen Beteiligungen die in Absatz 1 
bezeichneten Grenzen und behebt die Kapitalan-
lagegesellschaft den Mangel nicht innerhalb ei-
nes Jahres, darf sie danach bis zur Behebung des 
Mangels keine Anteilscheine ausgeben. Wird der 
Mangel nicht innerhalb von zwei Jahren beho-
ben, kann die Bankaufsichtsbehörde von der Ka-
pitalanlagegesellschaft die Kündigung der Ver-
waltung des Beteiligungs-Sondervermögens ver-
langen. Der Bankaufsichtsbehörde ist eine Un-
terschreitung der in Absatz 1 bezeichneten Gren-
zen sowie die Einstellung und die Wiederauf-
nahme der Ausgabe von Anteilscheinen unver-
züglich anzuzeigen. 

§ 25f 
Abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 2 können zum 

Beteiligungs-Sondervermögen gehörende Gegen-
stände nur im Eigentum der Kapitalanlagegesell-
schaft stehen; stiller Gesellschafter muß die Ka-
pitalanlagegesellschaft sein. 

§ 25g 
(1) Die Depotbank hat den Bestand an stillen 

Beteiligungen laufend zu überwachen und die 
stillen Beteiligungen nach § 25d Abs. 1 Satz 1 zu 
bewerten. Bei der Feststellung des Wertes des 
Beteiligungs-Sondervermögens nach § 21 Abs. 2 
Satz 3 sind die noch nicht gezahlten Erträge stil-
ler Beteiligungen für Zeiten vor dem Stichtag der 
Ermittlung des Wertes des Sondervermögens pe-
riodengerecht einzubeziehen. Der jährliche Er-
trag ist dabei mit dem Betrag anzusetzen, den 
der Abschlußprüfer nach § 25d Abs. 2 zuletzt fest-
gestellt hat; liegt eine Feststellung nach § 25 d 
Abs. 2 noch nicht vor, so ist der in der Bestäti-
gung nach § 25b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b angege-
bene Betrag maßgebend. 

(2) Verfügungen über zum Beteiligungs-Son-
dervermögen gehörende stille Beteiligungen und 
Änderungen des Beteiligungsvertrages bedürfen 
der Zustimmung der Depotbank. Die Depotbank 
muß einer Verfügung oder Vertragsänderung zu-
stimmen, wenn diese mit den Vorschriften dieses 
Gesetzes und den Vertragsbedingungen (§ 15) 
vereinbar ist und die Interessen der Anteilinha-
ber gewahrt werden. Stimmt sie zu, obwohl die 
Voraussetzungen des Satzes 2 nicht vorliegen, so 
berührt dies die Wirksamkeit der Verfügung oder 
Vertragsänderung nicht. 

(3) Die zum Beteiligungs-Sondervermögen ge-
hörenden Geldbeträge sind auf einem für das 
Sondervermögen eingerichteten gesperrten 
Konto zu verbuchen. Die Depotbank bezahlt auf 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 25e 

unverändert 

§ 25f 

unverändert 

§ 25g 

unverändert 
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§ 25 h 

(1) unverändert 

Absatz 2 entfällt 

§ 25i 

unverändert 

§ 25j 

unverändert 

Entwurf 

Weisung der Kapitalanlagegesellschaft aus dem 
gesperrten Konto den Kaufpreis beim Erwerb 
von stillen Beteiligungen für das Sondervermö-
gen und erfüllt daraus sonstige, durch die Ver-
waltung des Sondervermögens bedingte Ver-
pflichtungen. 

(4) Im übrigen bleiben die Vorschriften des § 12 
unberührt. 

§ 25h 
(1) Anteilscheine werden in der Reihenfolge ih-

rer Vorlage zur Rücknahme zu dem am Tage der 
Auszahlung ermittelten Rücknahmepreis zu-
rückgenommen. 

(2) Die Rücknahme von Anteilscheinen zu La-
sten des Beteiligungs-Sondervermögen ist aus-
zusetzen, wenn der Wert der im Sondervermögen 
befindlichen stillen Beteiligungen 40 vom Hun-
dert des Wertes des Sondervermögens übersteigt. 
Anteilscheine dürfen erst dann wieder zurückge-
nommen werden, wenn der Wert der stillen Be-
teiligungen nicht mehr als 30 vom Hundert des 
Wertes des Sondervermögens beträgt. Die Ver-
tragsbedingungen müssen Angaben über das 
Verfahren bei Beendigung der Aussetzung der 
Rücknahme enthalten. Die Aussetzung und die 
Wiederaufnahme der Rücknahme sind von der 
Kapitalanlagegesellschaft unverzüglich im Bun-
desanzeiger zu veröffentlichen sowie der Bank-
aufsichtsbehörde anzuzeigen und den Anteilin

-

habern in den Berichten gemäß § 25 Abs. 1 be-
kann tzugeben. 

§ 25i 
Stille Beteiligungen, die zu einem Beteili-

gungs-Sondervermögen gehören, dürfen nur ver-
äußert werden, wenn die Gegenleistung den nach 
§ 25d ermittelten Wert nicht oder nur unwesent-
lich unterschreitet. Die Nichtbeachtung dieser 
Vorschrift berührt die Wirksamkeit des Rechts-
geschäfts nicht. 

§ 25j 
(1) Die Vertragsbedingungen müssen Angaben 

darüber enthalten, welche Informations-, Kon-
troll- und Zustimmungsrechte die Kapitalanlage-
gesellschaft in allen Beteiligungsverträgen ver-
einbaren wird. 

(2) Der Rechenschaftsbericht hat eine Darstel-
lung der Entwicklung des Bestands der stillen 
Beteiligungen zu enthalten und insbesondere Ab-
gänge durch Auflösung oder durch Veräußerung 
stiller Beteiligungen jeweils gesondert anzuge-
ben. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft hat in den 
Vermögensaufstellungen und Anzeigen (§ 25) den 
Bestand der zum Beteiligungs-Sondervermögen 
gehörenden stillen Beteiligungen aufzuführen 
und über jedes Beteiligungsunternehmen minde-
stens folgende Angaben zu machen: 

1. Firma, Rechtsform, Sitz und Gründungsjahr; 

2. Gegenstand des Unternehmens; 
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3. Höhe des Eigenkapitals; 

4. Höhe der stillen Beteiligung und des ermittel-
ten Wertes; 

5. Erwerbszeitpunkt und Laufzeit der stillen Be-
teiligung; 

6. die Höhe der Erträge des letzten Geschäftsjah-
res aus der stillen Beteiligung. 

In den Vermögensaufstellungen kann die An-
gabe der Firma und des Sitzes des Beteiligungs-
unternehmens unterbleiben und der Wert aller 
stillen Beteiligungen in einem Gesamtbetrag an-
gegeben werden."  

3. Den .§§ 26 bis 37 wird die neue Abschnittsüber-
schrift „Vierter Abschnitt. Besondere Vorschrif-
ten für Grundstücks-Sondervermögen" vorange-
stellt. 

4. Den §§ 38 bis 50 wird die neue Abschnittsüber-
schrift „Fünfter Abschnitt. Steuerrechtliche Vor-
schriften" vorangestellt. 

5. Nach § 43 wird eingefügt: 

„2. Titel 

Beteiligungs-Sondervermögen 

§ 43 a 

Für das Beteiligungs-Sondervermögen, für die 
Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem Be-
teiligungs-Sondervermögen sowie für die von ei-
nem Beteiligungs-Sondervermögen vereinnahm-
ten, nicht zur Kostendeckung oder Ausschüttung 
verwendeten Zinsen, Dividenden und Einnah-
men aus einer stillen Beteiligung gelten vorbe-
haltlich des Satzes 3 die §§ 38 bis 42 sinngemäß. 
Die Steuerbefreiung des Beteiligungs-Sonderver-
mögens wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
eine stille Beteiligung steuerrechtlich als Mitun-
ternehmerschaft (§ 15 Abs. 1 Nr. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes) zu beurteilen ist. Auf Aus-
schüttungen auf Anteilscheine, die auf eine stille 
Beteiligung im Sinne des Satzes 2 entfallen, so-
wie auf die nicht zur Kostendeckung oder Aus-
schüttung verwendeten Einnahmen aus einer 
solchen Beteiligung ist § 39a nicht anzuwenden. 

§ 43 b 

§ 43 a ist wie folgt anzuwenden: 

1. Die Vorschriften der §§ 38 und 38 a sind 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1987 
anzuwenden. 

2. Die Vorschriften der §§ 39 bis 41 sind erstmals 
für Ausschüttungen auf Anteilscheine an ei-
nem Beteiligungs-Sondervermögen anzuwen- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. Nach § 43 wird eingefügt: 

„2. Titel 

Beteiligungs-Sondervermögen 

§ 43 a 

Für das Beteiligungs-Sondervermögen, für die 
Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem Be-
teiligungs-Sondervermögen sowie für die von ei-
nem Beteiligungs-Sondervermögen vereinnahm-
ten, nicht zur Kostendeckung oder Ausschüttung 
verwendeten Zinsen, Dividenden und Einnah-
men aus einer stillen Beteiligung sowie für den 
Gewinn aus der Veräußerung einer stillen Betei-
ligung gelten vorbehaltlich des Satzes 3 die §. 38 
bis 42 sinngemäß. Die Steuerbefreiung des Betei-
ligungs-Sondervermögens wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß eine stille Beteiligung steu-
errechtlich als Mitunternehmerschaft (§ 15 Abs. 1 
Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes) zu beurtei-
len ist. Auf Ausschüttungen auf Anteilscheine, 
die auf eine stille Beteiligung im Sinne des Sat-
zes 2 entfallen, sowie auf die nicht zur Kosten-
deckung oder Ausschüttung verwendeten Ein-
nahmen aus einer solchen Beteiligung ist § 39 a 
nicht anzuwenden. 

§43b 

unverändert 
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den, die nach dem 31. Dezember 1986 zuflie-
ßen. 

3. Die Vorschriften der §§ 39, 39 a und 42 sind für 
die nicht zur Kostendeckung oder Ausschüt-
tung verwendeten Einnahmen des Sonderver-
mögens für das Geschäftsjahr anzuwenden, 
das nach dem 31. Dezember 1986 endet."  

6. Den §§ 44 bis 50 wird die neue Titelüberschrift 
„3. Titel. Grundstücks-Sondervermögen" vorange-
stellt. 

7. Den §§ 51 bis 55 wird die neue Abschnittsüber-
schrift „Sechster Abschnitt. Übergangs- und 
Schlußvorschriften" vorangestellt. 

Artikel 4 

Änderung des Wohnungsbau- Prämiengesetzes 

In § 1 Satz 2 des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Fe-
bruar 1982 (BGBl. I  S. 131), zuletzt geändert durch 
§ 8 des Gesetzes vom 18. Februar 1986 (BGBl. I 
S. 280), wird das Zitat „§ 12 des Vierten Vermögens-
bildungsgesetzes" durch das Zitat „§ 13 des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes" ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes über vermögenswirksame 
Leistungen für Beamte, Richter, Berufssoldaten 

und Soldaten auf Zeit 

Das Gesetz über vermögenswirksame Leistungen 
für Beamte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit in der Fassung des Artikels VI des Zweiten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern vom 
23. Mai 1975 (BGBl. I  S. 1173), zuletzt geändert 
durch Abschnitt III des Gesetzes vom 16. August 
1980 (BGBl. I S, 1439), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „Dritten Vermö-
gensbildungsgesetz in der Fassung vom 15. Ja-
nuar 1975 (BGBl. I S. 257)" durch die Worte „Fünf-
ten Vermögensbildungsgesetz" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

6. unverändert 

7. unverändert 

Artikel 4 

Änderung des Wohnungsbau- Prämiengesetzes 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Februar 1982 (BGBl. I 
S. 131), zuletzt geändert durch § 8 des Gesetzes vom 
18. Februar 1986 (BGBl. I S. 280), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In § 1 Satz 2 wird das Zitat „§ 12 des Vierten Ver-
mögensbildungsgesetzes" durch das Zitat „§ 13 
des Fünften Vermögensbildungsgesetzes" er-
setzt. 

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge-
fügt: 

„(2) § 1 Satz 2 in der Fassung des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S....) *) gilt erstmals für 
Aufwendungen nach dem 31. Dezember 
1986." 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab-
sätze 3 bis 5." 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes über vermögenswirksame 
Leistungen für Beamte, Richter, Berufssoldaten 

und Soldaten auf Zeit 

Das Gesetz über vermögenswirksame Leistungen 
für Beamte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit in der Fassung des Artikels VI des Zweiten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern vom 
23. Mai 1975 (BGBl. I S. 1173), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 6. Dezember 1985 (BGBl. I 
S. 2154), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

*) Zweites Vermögensbeteiligungsgesetz 
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2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird das Zitat „§ 4 Abs. 1 des Drit-
ten Vermögensbildungsgesetzes" durch das 
Zitat „§ 11 Abs. 1 des Fünften Vermögensbil-
dungsgesetzes" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird das Zitat „§ 2 Abs. 4 des Drit-
ten Vermögensbildungsgesetzes" durch das 
Zitat „§ 3 Abs. 3 Satz 2 des Fünften Vermö-
gensbildungsgesetzes" ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird das Zitat „§ 4 Abs. 2 Satz 2 
des Dritten Vermögensbildungsgesetzes" 
durch das Zitat „§ 11 Abs. 2 Satz 2 des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes" ersetzt. 

Artikel 6 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Oktober 1983 (BGBl. I 
S. 1261), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 15. Mai 1986 (BGBl. I S. 721), wird wie folgt 
geändert: 

1. Am Ende des § 54 a Abs. 2 Nr. 12 wird der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und folgende Num-
mer 13 angefügt: 

„13. in Anteilen an Beteiligungs-Sondervermö-
gen, die von einer inländischen Kapitalanla-
gegesellschaft verwaltet werden, wenn diese 
Sondervermögen entsprechend den Ver-
tragsbedingungen außer stillen Beteiligun-
gen überwiegend voll eingezahlte und an ei-
ner inländischen Börse zum amtlichen Han-
del oder zum geregelten Markt zugelassene 
oder in den geregelten Freiverkehr bei einer 
inländischen Börse einbezogene Aktien ent-
halten. Das übrige gebundene Vermögen 
kann darüber hinaus angelegt werden in An-
teilen an Beteiligungs-Sondervermögen, die 
von einer inländischen Kapitalanlagegesell-
schaft verwaltet werden, wenn diese Vermö-
gen entsprechend den Vertragsbedingungen 
außer in stillen Beteiligungen überwiegend 
in voll eingezahlten, an einer ausländischen 
Börse zum amtlichen Handel zugelassenen 
Aktien angelegt sind. Der Bestand an Antei-
len gemäß den Sätzen 1 und 2 darf, soweit 
das Sondervermögen außer in stillen Beteili-
gungen in Aktien ausländischer Gesellschaf-
ten angelegt ist, zusammen mit Anlagen in 
Aktien ausländischer Gesellschaften jeweils 
20 vom Hundert des gemäß Absatz 4 Satz 1 
für das Deckungsstockvermögen und das üb-
rige gebundene Vermögen zulässigen Be-
standes nicht übersteigen." 

Beschlüsse des il. Ausschusses 

2. unverändert 

Artikel 6 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Oktober 1983 (BGBl. I 
S. i261), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom ... (BGBl. I S....), wird wie folgt geän-
dert: 

i. unverändert 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6438 

Entwurf 

2. § 54 a Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Anteil der Anlagen nach Absatz 2 Num-
mer 5, 5 a, 6 und 13 darf zusammen 20 vom Hun-
dert des Deckungsstockvermögens und 25 vom 
Hundert des übrigen gebundenen Vermögens, 
der Anteil der Anlagen nach Absatz 2 Nr. 5a und 
13 jeweils ein Viertel dieser Anteile nicht über-
steigen; dabei bleiben Anteile an von einer inlän-
dischen Kapitalanlagegesellschaft verwalteten 
und entsprechend den Vertragsbedingungen aus-
schließlich aus Schuldverschreibungen bestehen-
den Sondervermögen außer Betracht."  

Artikel 7 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset-
zes auch im Land Berlin. 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. unverändert 

Artikel 6a 

Änderung des Börsenzulassungs-Gesetzes 

In Artikel 2 des Börsenzulassungs-Gesetzes 
vom ... Dezember 1986 (BGBl. I S....) werden die 
Absätze 6 und 9 gestrichen. 

Artikel 7 

unverändert 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung, Artikel 6 tritt am 2. Januar 1987 in Kraft. 








